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1 Wichtiges in Kürze 

Wäre bereits am 20. Januar 2015 über die beiden Vorlagen der eidgenös-
sischen Volksabstimmung vom 8. März 2015 entschieden worden, wäre 
die Volksinitiative "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbil-
dungszulagen" im Volksmehr knapp angenommen worden, während die 
Volksinitiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" klar abgelehnt worden 
wäre.  

Erwartet wird, dass die Zustimmung bei der GLP-Steuerinitiative mit dem 
Abstimmungskampf sinkt und die Ablehnung zunimmt. Bei der CVP-
Familieninitiative gehen wir ebenfalls von einer wachsenden Ablehnung 
in den kommenden Wochen aus, während der Trend bei der Zustimmung 
noch unbestimmt ist.  

Beteiligt hätten sich 50 Prozent der Stimmberechtigten. 

Das sind die Hauptergebnisse der ersten von zwei Befragungen zur 
Volksabstimmung vom 8. März 2015, realisiert vom Forschungsinstitut 
gfs.bern für die Medien der SRG SSR.  

Tabelle 1 

Übersicht gegenwärtige Stimmabsichten Teilnahmewillige Abstimmung vom  
8. März 2015 
 bestimmt/ 

eher dafür 
bestimmt/ 
eher dagegen 

weiss nicht/ 
keine Antwort 

VI "Familien stärken!" 52 33 15 

VI "Energie- statt 
Mehrwertsteuer" 

29 58 13 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 8. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 (n = 831)  

Bei allen nachfolgenden Zahlen ist ein statistischer Unsicherheitsbereich von 
rund 3 Prozentpunkten plus/minus mitzudenken.  

Keine Aussagen können wir zum Ständemehr machen, da die Zahl der Befrag-
ten nicht reicht, um auf kantonaler Ebene gesicherte Analysen vornehmen zu 
können. Das ist beim GLP-Begehren unerheblich, könnte bei der CVP-Initiative 
allenfalls mitentscheidend werden.  

Volksinitiative "Familien stärken! Steuerfreie 
Kinder- und Ausbildungszulagen" 

Stimmabsichten: Aktuell würden 52 Prozent bestimmt oder eher für die Volks-
initiative "Familien stärken! Steuerfreie Kinder und Ausbildungszulagen" stim-
men. 33 Prozent wären bestimmt oder eher dagegen. Unentschieden wären 15 
Prozent der teilnahmewilligen Bürger und Bürgerinnen und Bürger. 

Feste Stimmabsichten dafür oder dagegen haben erst 46 Prozent; 39 Prozent 
haben sich nur tendenziell entschieden, was klar macht, dass die Meinungsbil-
dung in dieser Frage erst mittelstark ausgebildet und noch nicht abgeschlossen 
ist.  

Konfliktmuster: Das Konfliktmuster ist bisher wenig ausgeprägt. Erwähnens-
wert sind die Stimmabsichten nach Parteibindungen. An der Basis der CVP 
würden aktuell 77 Prozent mit Ja stimmen, doch resultieren Mehrheiten auch 
in der Wählerschaft der GPS, der SP und der SVP. Bei den parteipolitisch Un-
gebundenen ist eine relative Mehrheit dafür und nur an der Basis der FDP.Die 
Liberalen überwiegt die Ablehnungsbereitschaft in der Ausgangslage.  
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Aufgrund der Parolen ist davon auszugehen, dass die Zustimmungsbereitschaft 
bei FDP.Die Liberalen-, SP- und GPS-Wähler und Wählerinnen eher sinkt, wäh-
rend sie an der Basis der SVP durchaus noch zunehmen könnte. Das würde für 
eine Polarisierung sprechen, wobei sich schliesslich ein rechtes und konserva-
tives Lager im Ja und eine linkes und liberales Lager im Nein gegenüber stehen 
würden.  

Grafik 1 

 

Bei den Familien mit Kindern findet die Initiative eine überdurchschnittliche 
Zustimmung. Das ist namentlich bei Familien mit einem oder zwei Kindern der 
Fall; sie würden aktuell zu über 60 Prozent für die Initiative votieren.  

Argumente: Argumentativ spricht einiges für ein Ja zur CVP-Familieninitiative. 
Alle drei getesteten Pro-Botschaften sind für sich und im Verbund mehrheitsfä-
hig. Das ist auf der Gegenseite bisher erst bei einem der drei ausgewählten 
Argumente der Fall: Die Steuerausfälle von rund einer Milliarde Franken, die bei 
einem Ja zur CVP-Familieninitiative von anderen Steuerzahlern kompensiert 
werden müssten, sind mehrheitsfähig. Entsprechend verläuft die zentrale Pola-
rität aktuell zwischen der starken Belastung der Familien steuerlich ausgesetzt 
sind und den bei einer Annahme der Initiative entstehenden Steuerausfällen.  

70 Prozent der Stimmberechtigten, die teilnehmen wollen, finden, nach den 
jahrelang der Wirtschaft gewährten Steuererleichterungen seien nun die Fami-
lien an der Reihe. Für 66 Prozent ist es ungerecht, wenn man wegen der ge-
währten Familienzulagen in eine höhere Steuerprogression gerät. Schliesslich 
finden 65 Prozent, die Familien würden steuerlich zu stark belastet.  

Die bisherige Meinungsbildung ist stärker durch die Sichtweisen der Ja-Seite 
bestimmt. Der weitere Verlauf der Meinungsbildung hängt stark von der Ent-
wicklung der Nein-Seite ab, die ihre Perspektive auf die Vorlage erst noch ent-
wickeln muss.  
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"Ganz unabhängig davon, wie sicher Sie sind, dass Sie an dieser Volksabstimmung teilnehmen würden: Wenn 
morgen schon über die Volksinitiative 'Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen' 
abgestimmt würde, wären Sie dann bestimmt dafür, eher dafür, eher dagegen oder bestimmt dagegen?"

in % Stimmberechtigter, die bestimmt teilnehmen wollen



5 

Bilanz: 

 potenzielle Mehrheitsinitiative  

 mittelstark ausgebildete Meinungsbildung / knapp mehrheitliche Zu-
stimmung in Ausgangslage  

 Argumente eher im Pro  

 Familien stark belastet vs. Steuerausfälle als zentrale Polarität, 

 kein ausgeprägtes Konfliktmuster 

 Zunahme der Ablehnung im Abstimmungskampf sicher; Abnahme der 
Zustimmung wahrscheinlich, Zunahme respektive Stagnation kann aber 
nicht ausgeschlossen werden 

Volksinitiative "Energie- statt 
Mehrwertsteuer" 

Stimmabsichten: Aktuell würden 58 Prozent der teilnahmewilligen Bürger und 
Bürger und Bürgerinnen bestimmt oder eher gegen die Volksinitiative "Energie- 
statt Mehrwertsteuer" stimmen. 29 Prozent wären bestimmt oder eher dafür. 
13 Prozent wären wäre unentschieden gewesen.  

Die Hälfte von ihnen hat eine dezidierte Meinung dagegen oder dafür. Das 
spricht für eine schon mittelstark entwickelte Meinungsbildung. Veränderungen 
in den Stimmabsichten sind aber weiterhin beschränkt möglich.  

Konfliktmuster: Das Konfliktmuster entspricht dem, was man bei einer Min-
derheitsinitiative kennt. Bei den Wähler und Wählerinnen der GPS wären aktu-
ell 74 Prozent dafür. Schon bei der SP würde aber nur eine relative Mehrheit 
von 44 Prozent dafür stimmen.  

Klare Mehrheiten dagegen resultieren an der Basis der SVP, der FDP.Die Libe-
ralen und der CVP. Die Anteile liegen überall im 70plus-Bereich. Selbst bei den 
Ungebundenen wäre eine Mehrheit von 57 Prozent dagegen.  
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Grafik 2 

 

Aufgrund der Parolen ist denkbar, dass die Zustimmung im ökologischen Lager 
wächst, aber von SVP bis SP sinkt. Das würde für einen verstärkten Nein-Trend 
während der kommenden Wochen sprechen, mit einem wachsenden Nein-
Anteil, wohl auch mit einer sinkenden Zustimmung.  

Argumente: Auch argumentativ spricht aus Sicht der teilnahmewilligen Bürger 
und Bürger und Bürgerinnen mehr gegen als für die Initiative. Zwar ist Energie-
sparen mehrheitlich angesagt, der von den Initianten und Initianten und Initian-
tinnen vorgeschlagene Weg erscheint aber einer noch grösseren Mehrheit als 
riskant.  

Auf der Nein-Seite sind drei Argumente mehrheitsfähig: das Risiko, das man 
mit der Abschaffung der Mehrwertsteuer eingeht, die zu erwartenden Steuer-
ausfälle, wenn der Energieverbrauch sinkt, und die kontraproduktiven Auswir-
kungen bei einer Verlagerung des CO2-Ausstoss ins Ausland. Eine Mehrheit 
von 53 Prozent findet aber, die von der Initiative gesetzten Anreize zum Ener-
giesparen begrüssenswert.  

Bilanz: 

 Minderheitsinitiative / mehrheitliche Ablehnung in der Ausgangslage 

 mittelstark ausgebildete Meinungsbildung  

 Argumente im Contra  

 Energiesparen vs. Risiken bei Aufgabe Mehrwertsteuer als zentrale Pola-
rität 

 Links/Rechts-Gegensatz, keine Geschlossenheit des bewusst ökologi-
schen Lagers 

 Zunahme der Ablehnung im Abstimmungskampf sicher, Abnahme der 
Zustimmung sehr wahrscheinlich 
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© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831), sig.
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Vorläufige Teilnahmeabsichten 

Teilnahmeabsichten: Mitte Januar 2015 hätten sich 50 Prozent der Stimmbe-
rechtigten an den Entscheidungen beteiligt. Das ist, für den Zeitpunkt der ers-
ten Umfrage, ein hoher Wert, was dafür spricht, dass beide Themen die 
Stimmberechtigten interessieren.  

Profil: Die Unterschiede der Beteiligungsbereitschaft entlang der Links/Rechts-
Achse sind recht gering. Am besten mobilisiert sind beide Pole. 61 Prozent des 
SP-Potenzials, aber auch 58 Prozent der Wählerschaft mit SVP- und GPS-
Affinität hätten sich am 20. Januar an der Entscheidung beteiligt. Mit 33 Pro-
zent Teilnahmewilligen sind die parteipolitisch Ungebundenen am wenigsten 
mobilisiert, gefolgt von Sympathisanten und Sympathisantinnen der CVP, die 
mit 48 Prozent Teilnahmeabsicht ebenso unterdurchschnittlich mobilisiert sind. 

Grafik 3 
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Thesen 

Unsere Abklärungen im Rahmen der ersten Vorbefragung für die Medien der 
SRG führen uns zu den nachstehenden Thesen. 

These Stimmbeteiligung 

Die Stimmbeteiligung ist überdurchschnittlich hoch. Das hat mehr mit der all-
gemein gestiegenen Beteiligungsbereitschaft an Volksabstimmungen zu tun, 
als mit den Vorlagen selber. Noch ist unsicher, wie sie sich weiter entwickeln 
wird.  

These VI "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen" 

Die CVP-Familieninitiative ist eine potenziell mehrheitsfähige Volksinitiative. In 
der Ausgangslage würde ihr eine knappe Mehrheit zustimmen. Die Meinungs-
bildung ist allerdings erst mittelstark ausgeprägt; Veränderungen sind im ent-
scheidenden Masse möglich.  

Den Normalfall mit einer Abnahme der Zustimmung halten wir für wahrschein-
licher als den Ausnahmefall. Ausschliessen können wir aber nicht, dass die 
Zustimmung wächst oder sich hält, denn insbesondere die Argumente spre-
chen mehrheitlich für die Initiative.  

Die bisher zentrale Polarisierung aus Sicht der Stimmberechtigten betrifft den 
Gegensatz von Stützungsmassnahmen für Familien und finanziellen Folgen 
einer Annahme der Initiative.  

These VI "Energie- statt Mehrwertsteuer" 

Die GLP-Energieinitiative ist eine Minderheitsinitiative. Sie ist schon in der Aus-
gangslage nicht mehrheitsfähig, denn sie lässt bereits jetzt ein klar ersichtliches 
Konfliktmuster erkennen. Dabei will das befürwortende, links-ökologische La-
ger nicht einmal geschlossen dafür stimmen. Die Meinungsbildung ist aller-
dings erst mittelstark ausgeprägt.  

Erwartet wird, dass der Normalfall eintritt mit steigender Ablehnung und sin-
kender Zustimmung, was eindeutig für ein Nein spricht.  

Die bisher zentrale Polarisierung aus Sicht der Stimmberechtigten betrifft den 
Gegensatz von Energiesparen und Risiken, die man bei einer Abschaffung der 
Mehrwertsteuer eingeht.  
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Datengrundlage 

Die vorliegende Befragung wurde vom gfs-Befragungsdienst realisiert, die Be-
richterstattung nahm das Forschungsinstitut gfs.bern vor. Befragt wurden 1208 
repräsentativ ausgewählte Stimmberechtigte in der ganzen Schweiz. Um 
sprachregionale Aussagen machen zu können, haben wir die Sprachminderhei-
ten überproportional berücksichtigt. Diese wurden, um nationale Aussagen 
machen zu können, wieder ins richtige Verhältnis gebracht.  

Tabelle 2 

Technischer Kurzbericht SRG-Trend  
Volksabstimmung vom 08. März 2015 
Auftraggeber CR-Konferenz der SRG SSR 

Grundgesamtheit Stimmberechtigte mit Wohnsitz in der Schweiz 

Herkunft der Adressen Telefonverzeichnis der Swisscom (gepoolt) 

Datenerhebung telefonisch, computergestützt (CATI) 

Art der Stichprobenziehung 
geschichtet nach 

at random/nach Sprachregionen; Geburtstagsmethode im Haushalt 
Sprachregionen 

Befragungszeitraum 19. – 24. Januar 2015 
mittlerer Befragungstag 20. Januar 2015 

Stichprobengrösse minimal 1200, effektiv 1208 
n DCH: 702, n WCH: 304, n ICH: 202 

Stichprobenfehler +/- 2.9% 

Quotenmerkmale Geschlecht/Alter interlocked 

Gewichtung nach Sprache, Teilnahme, Parteiaffinität 

Befragungsdauer 
Mittel  
Standardabweichung 

 
10.3 Minuten  
3.1 Minuten 

Publikation 30. Januar 2015, 17h 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015  

Die Sperrfrist für den aktuellen Bericht ist Freitag, der 30. Januar 2015, um 
17.00 Uhr. Danach sind die Ergebnisse und der Bericht unter Quellenangaben 
frei. 

Zitierweise 

1. Welle der SRG-/SSR-Trendbefragung zu den Volksabstimmungen vom 8. 
März 2015, vom Forschungsinstitut gfs.bern zwischen dem 19. und dem 24. 
Januar 2015 bei 1208 repräsentativ ausgewählten Stimmberechtigten durchge-
führt. 
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2 Einleitung 

2.1 Das Mandat 

Dieser Medienbericht ist Bestandteil des allgemeinen Projektes "Abstim-
mungsvorbefragungen und Trendberichterstattung für die SRG-/SSR-Medien", 
welches das Forschungsinstitut gfs.bern speziell für die Abstimmungsvorlagen 
vom 8. März 2015 vornimmt.  

Das Projekt besteht aus zwei Befragungen bei einem repräsentativ ausgewähl-
ten Querschnitt der stimmberechtigten Schweizer Bevölkerung, einer statis-
tisch ausgefeilten Datenanalyse und einer Interpretation der Befunde im Rah-
men des Dispositionsansatzes. Dieser schliesst von der Vorlage auf das Ab-
stimmungsergebnis, aber nicht direkt, sondern unter Berücksichtigung dessen, 
was die Politik daraus macht (Einfluss der Kampagnen, Entscheidungen der 
Behörden, allgemeines politisches Klima) respektive der Prädispositionen der 
Bürger und Bürger und Bürgerinnen (vergleichbare Entscheidungen von früher, 
Alltagserfahrungen von heute). Mehr dazu erfährt man im Anhang.  

Mit dem vorliegenden Bericht legen wir alle Informationen zur ersten der bei-
den Umfragen offen, welche wir in diesem Zusammenhang erarbeitet haben.  

Die Sperrfrist für den aktuellen Bericht ist Freitag, der 30. Januar 2015, um 
17.00 Uhr. Danach sind die Ergebnisse und der Bericht unter Quellenangaben 
frei. 

2.2 Die Vorlagen der Abstimmung vom  
8. März 2015 

Am 8. März 2015 wird über zwei Vorlagen abgestimmt. Konkret handelt es sich 
um: 

1. Volksinitiative "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszu-
lagen" 

2. Volksinitiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" 

2.2.1 Volksinitiative "Familien stärken! Steuerfreie 
Kinder- und Ausbildungszulagen" 

Die Volksinitiative der CVP setzt sich die Entlastung von Familien zum Ziel, in 
dem Kinder- und Ausbildungszulagen von der Einkommenssteuer befreit wer-
den sollen.  

In unserer Befragung wurde die CVP-Familieninitiative wie folgt umschrieben:  

"Die Initiative will Kinder- und Ausbildungszulagen von den Einkommenssteuern 
befreien. Diese Zulagen gleichen einen Teil der Kosten aus, die Eltern durch 
den Unterhalt ihrer Kinder entstehen. Im Falle einer Annahme der Initiative 
würden die Zulagen Familien mit Kindern in vollem Umfang zur Verfügung ste-
hen und nicht mehr wie bisher als Einkünfte besteuert."  

Die Initiative wurde im Parlament wie auch vom Bundesrat deutlich abgelehnt: 
Im Nationalrat betrug das Stimmenverhältnis 159 Nein- zu 35 Ja-Stimmen; der 
Ständerat beschloss die Nein-Empfehlung mit 32 zu 13 Stimmen. Die Parla-
mentarier und Parlamentarierinnen der CVP sprachen sich naturgemäss ge-
schlossen für die Initiative aus. Unterstützung erhielten sie dabei von einzelnen 
Exponenten und Exponentinnen der SVP. Wie auch schon bei vorangehenden 
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Initiativen (zum Beispiel VI Abschaffung Pauschalbesteuerung) votierten die 
beiden EVP-Parlamentarierinnen, die eigentlich der Fraktion der CVP angehö-
ren, entgegen der sonstigen Fraktionsposition. Alles in allem zieht sich die Ab-
lehnung der Initiative durch das gesamte politische Spektrum von links bis 
rechts – wenn auch, wie unten noch genauer ausgeführt, aus unterschiedlichen 
Gründen.  

Grafik 4 

Schlussabstimmung Nationalrat über die VI Familien stärken  

 
Lesebeispiel: Das Parlament stimmt über die Ablehung der Initiative ab: Ein Ja bedeutet: Ablehnung der Initiative 

Neben der GPS und der SP haben sich aktuell auch die BDP und die GLP zur 
Herausgabe der Nein-Parole entschieden. Für die Initiative sprechen sich neben 
der CVP auch die SVP, die EDU und – in Anbetracht des Stimmverhaltens im 
Nationalrat doch eher überraschend – auch die EVP aus. FDP.Die Liberalen 
fassen ihre Parole offiziell erst an der Delegiertenversammlung Ende Januar.  

Der aktuell in breiten politischen Kreisen vorherrschende Tenor zum Anliegen 
der CVP lässt sich mit "lobenswertes Ziel, aber falsches Mittel" zusammenfas-
sen. Dabei wird von den Gegnern insbesondere das Argument ins Feld geführt, 
dass die geplanten Steuerabzüge primär besser verdienenden Familien zugute 
kommen würden, während jene, die eine Entlastung am ehesten nötig haben, 
kaum profitieren. Dies, da weniger einkommensstarke Familien ohnehin oft-
mals keine Bundessteuern zu entrichten haben und die Reformen der Initiative 
auch bei den kantonalen Steuern erst ab 100'000 Franken Einkommen zu Bu-
che schlagen. Zusätzlich wird vor anfallenden Steuerausfällen in der Höhe von 
rund einer Milliarde Franken bei Annahme der Initiative gewarnt – wobei der 
Grossteil dieser Ausfälle von den Kantonen zu tragen wäre. 

Quelle: www.politnetz.ch 
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Tabelle 3 

Parolen VI Familien stärken 

 VI Familien stärken 

Stimmempfehlung BR Nein-Parole 

Abstimmung NR 159:35 (Nein-Parole) 

Abstimmung SR 32:13 (Nein-Parole) 

Befürwortende Parteien  EVP, CVP, EDU, SVP 

Ablehnende Parteien GPS, SP, BDP, GLP 

Stimmfreigabe  

Quelle: www.parlament.ch, Stand: 26.01.2015 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. - 24. Januar 2015 

Die CVP betont dagegen die Notwendigkeit endlich etwas zur Entlastung der 
Familien zu tun. Gemäss den Initianten wurden entsprechende Massnahmen 
bereits vor Jahren im Zusammenhang mit der Behandlung der letzten Unter-
nehmenssteuerreform in Aussicht gestellt, dann jedoch nie umgesetzt. Weiter 
stösst sich die CVP zudem daran, dass unter dem aktuellen Regime, ein Fünftel 
der – durch die Arbeitgeber entrichteten - Kinderzulagen direkt zurück an den 
Staat fliessen.  

Grafik 5 

 

   

Der Abstimmungskampf für oder gegen die VI Familien stärken gewinnt erst 
langsam an Fahrt. Während in den Medien vereinzelt Befürworter oder Gegner 
zu Wort kommen, so sind derzeit weder Strassenplakate noch Zeitungsinserate 
ersichtlich. Entsprechende Botschaften werden im Moment erst im Internet 
und auf den Homepages der entsprechenden Komitees platziert.  

Dies dürfte sich in den nächsten Tagen und Woche jedoch ändern - insbeson-
dere auch da mittlerweile die Parolenfassung bei allen Parteien und grösseren 
Verbänden fast abgeschlossen ist.  

Ein empfindlicher erster Dämpfer für den Abstimmungskampf der Befürworter 
dürfte jedoch sein, dass sich alle elf der aktuell amtierenden CVP-
Regierungsräte, aus Angst vor Steuerausfällen auf kantonaler Ebene, dezidiert 
gegen die parteieigene Initiative ausgesprochen haben.  
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Grafik 6 

 

Zu bedenken gilt es weiterhin, dass die CVP, aufgrund ihrer Positionierung in 
der politischen Mitte, ihre Anliegen im Parlament in der Regel durchbringt. Tat-
sächlich hat die Partei bis heute erst drei Mal vom Instrument der Volksinitiative 
Gebrauch gemacht. Wie auch die "NZZ"1 suggeriert, drängt sich dabei die Ver-
mutung auf, dass die Initiative im Wahljahr 2015 nicht nur der Durchsetzung 
des Parteiprogramms, sondern gleichzeitig auch noch der Platzierung einer 
gezielten Werbebotschaft dient, dies vermutlich nicht zuletzt auch, um den 
Nimbus als "die Familienpartei der Schweiz" (erneut) klar für sich zu beanspru-
chen, nachdem die SVP mit ihrer Familieninitiative aus dem Jahr 2013 gewis-
sermassen einen Ausflug in dieses klassische CVP-Territorium unternommen 
hat.  

Es ist denn auch diese Familieninitiative der SVP, die sich in inhaltlicher Hin-
sicht als Vergleichsvorlage aufdrängt. An die Urne kam dieses Anliegen am 24. 
November 2013, wobei das Stimmvolk die Vorlage mit 58.5 Prozent Nein-
Stimmen deutlich ablehnte. Einzig die Kantone Uri, Schwyz und Appenzell In-
nerrhoden nahmen die Initiative, wenn auch knapp, an. Alle anderen Stände 
lehnten das Anliegen ab, wobei das Nein in den Kantonen Zürich, Basel-Stadt 
sowie in der Westschweiz besonders deutlich ausfiel.  

Die Stimmbeteiligung lag am 24. November 2013 mit 53 Prozent nahe am 
Durchschnitt der Beteiligung während des laufenden Jahres, welche bei 52 
Prozent liegt.2 

                                                      
1 "NZZ" vom 04.06.2014: "Nationalrat lehnt CVP-Familieninitiative ab" 
2 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/03/blank/key/stimmbeteiligung.html 
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Grafik 7 

Abstimmung vom 24. November 2013:  

 

Während eine klare Mehrheit der Befragten gemäss den SRG-Trend Umfragen 
vor Beginn des Abstimmungskampfes bestimmt oder eher für die SVP-
Familieninitiative stimmen wollten, verlief die anschliessende Meinungsbildung 
kontinuierlich im Sinne der Initiativgegner.  

Grafik 8 

 

Dieser Verlauf war mitunter dem Umstand geschuldet, dass das Elektorat vor 
Beginn der Abstimmungskampfes nur wenig über den Inhalt der Initiative Be-
scheid wusste. Wie die VOX-Nachabstimmungsanalyse des 24. Novembers 
zeigt, gaben nur gerade 28 Prozent der Befragten an, sich bereits von Anfang 
an ihres Stimmentscheids sicher gewesen zu sein, und ein weiteres Viertel 
bekundete Mühe mit der Entscheidungsfindung gehabt zu haben. Auch gaben 
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überdurchschnittlich viele Befragte an, dass die Initiative für sie persönlich, aber 
auch für das Land insgesamt eine eher geringe Bedeutung habe.  

Gemäss den Autoren der VOX-Befragung waren insbesondere zwei Faktoren 
entscheidend für den individuellen Stimmentscheid bei der SVP-
Familieninitiative: zum einen, im Sinne einer gesellschaftspolitischen Dimensi-
on, das Familienbild einer Person, zum anderen, im Sinne einer fiskalpolitischen 
Dimension, die Angst vor Steuerausfällen respektive dem Umgang damit. 

Die erste Dimension spaltete die Wählerschaft primär entlang der Links/Rechts-
Achse, wobei Sympathisanten und Sympathisantinnen linker Parteien klar ge-
gen und jene der SVP klar für die Initiative waren. Die Wählerschaft der 
FDP.Die Liberalen wie auch der CVP lehnte das Anliegen ebenfalls ab, wenn 
auch weniger deutlich.  

Während die Befürworter im November 2013 ganz klar aus einer Präferenz für 
die steuerliche Gleichbehandlung unterschiedlicher Familienmodelle ein Ja in 
die Urne legten, sind die Gründe für das Nein im Gegnerlager etwas vielfältiger. 
Jeweils zwischen 10 und 20 Prozent der Befragten gaben an, entweder aus 
Angst vor Steuerausfällen, weil die geplante Steuerentlastung systemfremd 
erschien, weil nur gut verdienende Familien profitieren oder aber weil sie das 
traditionelle Familienmodell generell als veraltet ansahen, Nein gestimmt zu 
haben. Von diesen vier Argumenten sind mindestens zwei so auch auf die ak-
tuelle VI Familien stärken der CVP anwendbar.  

Nichtsdestoweniger gilt es zu bedenken, dass immerhin gut 40 Prozent der 
Stimmberechtigten ein Ja in die Urne gelegt haben – und das, obwohl die SVP 
ihre Wählerschaft, gemäss VOX-Analyse, mit Abstand am schlechtesten mobi-
lisieren konnte.  

2.2.2 Volksinitiative "Energie- statt 
Mehrwertsteuer" 

Die Volksinitiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" verlangt die Einführung einer 
Steuer auf die Produktion und Einfuhr nicht erneuerbarer Energien wie Öl, Gas, 
Kohle oder Uran. Die so entstehende Verteuerung des Energieverbrauchs soll 
durch die Abschaffung der Mehrwertsteuer kompensiert werden. In unserer 
Befragung wurde die Volksinitiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" wie folgt 
beschrieben:  

"Die Initiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" verlangt, die Einführung einer 
Steuer auf alle nicht erneuerbaren Energieträger wie Erdöl, Kohle, Erdgas oder 
Atomstrom zu erheben. Im Gegenzug soll die aktuelle Mehrwertsteuer abge-
schafft werden. Die neue Energiesteuer wird dabei so berechnet, dass der 
Bund damit ungefähr gleich viel Steuern einnimmt, wie er bisher durch die 
Mehrwertsteuer erhalten hat. Ziel der Energiesteuer ist es, erneuerbare Ener-
gien und Stromsparen zu fördern." 

Die Volksinitiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" ist die erste von der Grünli-
beralen Partei der Schweiz lancierte Volksinitiative. Das Anliegen fand jedoch 
weder im Nationalrat (171:27) noch im Ständerat (40:3) eine Mehrheit. Auch der 
Bundesrat empfiehlt die Vorlage zur Ablehnung.  

Betrachten wir die Stimmverhältnisse in der grossen Kammer, so votierte 
nebst der GLP nur noch die GPS geschlossen zugunsten der Initiative. Bereits 
in den Reihen der SP konnte sich nur noch ungefähr jedes dritte Parlaments-
mitglied zur Unterstützung der Vorlage durchringen, und die Mitglieder der 
Fraktionen der CVP, der FDP.Die Liberalen und der SVP stimmten allesamt 
Nein. Das Stimmverhalten im Parlament orientiert sich somit klar entlang der 
jeweiligen Einstellungen zu ökologischen Fragen. In der Regel entspricht dies 
einem Konfliktmuster entlang dem Links/Rechts-Gegensatz. Dies ist jedoch bei 
der VI "Energie- statt Mehrwertsteuer", aufgrund der nur schwachen Unterstüt-
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zung der SP, nicht der Fall, und die Befürworterkoalition fällt deutlich kleiner 
aus als bei anderen Vorlagen zu ökologischen Anliegen.  

Grafik 9 

Schlussabstimmung Nationalrat Energie- statt Mehrwertsteuer 

 

Lesebeispiel: Das Parlament stimmt über die Ablehung der Initative ab: Ein Ja bedeutet Ablehnung der Initiative 

Die Parolenfindung der Parteien – soweit vorhanden – widerspiegelt dabei das 
Stimmverhalten der Parlamentsmitglieder in den Räten weitgehend: Ein Ja 
empfehlen die GPS und die GLP, während SP, EVP, CVP, EDU wie auch BDP 
und SVP dazu raten, die Initiative abzulehnen. Auch hier wird die FDP.Die Libe-
ralen ihre Parole zur Initiative erst an der Delegiertenversammlung Ende Januar 
fassen. 

Tabelle 4 

Parolen VI "Energie statt Mehrwertsteuer" 
 VI "Energie statt Mehrwertsteuer" 

Stimmempfehlung BR Nein-Parole 

Abstimmung NR 171:27 (Nein-Parole) 

Abstimmung SR 40:3 (Nein-Parole) 

Befürwortende Parteien  GPS, GLP 

Ablehnende Parteien SP, EVP, CVP, EDU, BDP, SVP 

Stimmfreigabe   

Quelle: parlament.ch/politnetz.ch, Stand: 26.01.2015 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. - 24. Januar 2015 

Gemäss den Befürwortern ist das Anliegen der Initiative insofern notwendig, 
als die beschlossene Energiewende ohne fiskalische Anreize kaum innert sinn-
voller Frist umgesetzt werden kann. Die neu erhobene Steuer auf nicht erneu-
erbare Energien soll zudem den Ausfall der als "bürokratisches Monster" taxier-
ten Mehrwertsteuer gänzlich kompensieren und so die Staatseinnahmen si-
chern.  

Die Argumente der Opponenten der Initiative sind so vielfältig wie die Gegner-
schaft heterogen ist. Bürgerliche Kreise sehen in der Erhebung einer Energie-

Quelle: www.politnetz.ch 
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steuer generell den falschen Weg, da dies einen entschiedenen Nachteil der 
Schweizer Wirtschaft im internationalen Wettbewerb darstellen würde. Insbe-
sondere linke Kreise dagegen warnen vor einem "grundlegenden Konstruktions-
fehler" der Volksinitiative, da die so generierten Steuereinnahmen mit dem (von 
der Initiative angestrebten) tieferen Verbrauch von nicht erneuerbaren Energien 
sinken. Ganz allgemein, so der Tenor der Gegner, empfiehlt es sich nicht, die 
bewährte Sicherheit der Mehrwertsteuer zugunsten eines "finanzpolitischen 
Experimentes" zu riskieren.  

Grafik 10 

  

Auch hier schwören sich die Parteien und Verbände erst langsam richtig auf 
den Abstimmungskampf zur Volksinitiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" ein. 
Zwar wird in den Medien vereinzeln Bericht erstattet zum Thema, aber eine 
flächendeckende und heisse Debatte ist bisher nicht wahrzunehmen. Dies wird 
sich in den nächsten Tagen und Wochen jedoch zweifelsohne noch ändern. Die 
GLP liess, verlauten rund 400'000 Franken in den Abstimmungskampf investie-
ren zu wollen. Aufseiten der Gegnerschaft wird die Vorlage gleich von zwei 
verschiedenen Lagern bekämpft: Den Lead bei der bürgerlichen Gegnerschaft 
hat der Dachverband economiesuisse, während die SP eine eigene Nein-
Kampagne fährt.  

Grafik 11 

 

Rufen wir uns die Argumente der Initiativgegner hinsichtlich der Wettbewerbs-
fähigkeit der Schweizer Wirtschaft in Erinnerung, so dürften die aktuellen Ge-
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schehnisse um die Aufhebung des Euro-Franken-Mindestkurses durch die 
Schweizerische Nationalbank und die darauffolgende Erstarkung des Schweizer 
Frankens regelrecht Wasser auf deren Mühlen sein. Die Ausgangslage hat sich 
dementsprechend sicher nicht zugunsten der Initiative verändert.  

Als Referenzvorlage bietet sich hier die Volksinitiative "Energie statt Arbeit be-
steuern" an, über die das Volk im Jahr 2001 zu befinden hatte. Das Anliegen der 
Grünen Partei Schweiz forderte damals die Besteuerung nicht erneuerbarer 
Energie sowie Elektrizität zur teilweisen oder vollständigen Finanzierung der 
Sozialversicherungen.  

Das Verdikt des Volkes fiel damals äusserst deutlich aus: Bei einer Beteiligung 
von 37.8 Prozent sprachen sich ganze 77.1 Prozent der Stimmberechtigten 
gegen die Initiative aus, und in keinem einzigen Kanton konnte eine Mehrheit 
gefunden werden.  

Grafik 12 

Abstimmung vom 2. Dezember 2001: VI "Energie statt Arbeit besteuern"  

 

Die VOX-Nachwahlanalyse ergab damals, dass ein relativ grosser Teil der 
Stimmberechtigten die Bedeutung dieser Vorlage als eher gering einstufte – 
und auch hier tat sich ein beträchtliches Segment des Elektorates schwer mit 
der Meinungsbildung. Zwei Drittel der damals befragten Stimmberechtigten 
gaben an, erst während des Abstimmungskampfes definitiv entschieden zu 
haben, ob sie ein Ja oder ein Nein in die Urne einlegen würden.  

Ganz allgemein folgten weite Teile des Elektorates den Parolen der ihnen na-
hestehenden Parteien. Dementsprechend erwies sich der Links/Rechts-
Gegensatz als signifikante Determinante des Stimmentscheids: Je weiter links 
sich eine Person einstufte, desto eher zählte sie auch zu den Befürwortern der 
Initiative. Allerdings zeichnete sich das Lager der SP durch eine gewisse Spal-
tung aus (einige Kantonalsektionen beschlossen die Stimmfreigabe), die sich 
auch auf die eigene Wählerschaft übertrug. Weiter waren jedoch weder auf-
grund regionaler noch sprachregionaler Eigenschaften signifikante Unterschie-
de im Stimmverhalten zu verzeichnen.  

Während das leitende Motiv der Befürworter die Unterstützung der Förderung 
alternativer Energien und allgemein ökologische Motive waren, dominierten bei 
den Gegnern insbesondere finanzielle Beweggründe. Diese scheinen zudem 
durchaus gewisse Parallelen zur VI "Energie- statt Mehrwertsteuer" der GLP 
aufzuweisen: So gab es einen beträchtlichen Teil der Nein-Stimmenden, die 
grundsätzlich gegen eine Verteuerung der Energie waren. Ein weiteres starkes 
Entscheidungsmotiv lag zudem in der Empfindung, das Anliegen sei zu uto-
pisch, kompliziert und unvorhersehbar. In diesem Sinne besteht die Möglich-
keit, dass das damals breit abgestützte Argument "die Katze im Sack zu kaufen" 
damals wie heute zieht.  
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2.3 Die Hypothesen zur Meinungsbildung  

Noch liegen nicht alle Parteiparolen vor; namentlich die Entscheidung der 
FDP.Die Liberalen fehlt. Dennoch können erste Schlüsse aus dem Parolenspie-
gel für die Entwicklung von Annahmen über den Abstimmungsausgang gezo-
gen werden. 

Tabelle 5 

Übersicht über die aktuellen Parolenspiegel 
Vorlage SP GPS GLP EVP CVP BDP FDP SVP 

Familien stärken Nein Nein Nein Ja Ja Nein (Nein) Ja 

Energiesteuer Nein Ja Ja Nein Nein Nein (Nein) Nein 

Bemerkung: Parolen in Klammern wurden noch nicht gefasst. Verwendet wurde die Position der  
entsprechenden Fraktion im Nationalrat.  

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. - 24. Januar 2015 

Betrachtet man die jüngsten Erfolge der Parteien bei Volksabstimmungen, er-
weist sich die neue vor der alten Mitte als Trendsetter. Die grösste Überein-
stimmung zwischen Parteiparolen und Abstimmungsergebnissen besteht bei 
der GLP.  

Nun wäre der Schluss vereinfacht, diese Partei könne einen Abstimmungsaus-
gang erzwingen. Vielmehr gilt, dass sie sich so positionieren kann, dass sie das 
Zünglein an der Waage spielt. Das gilt, wenn auch nicht ganz so sicher, für die 
BDP, beschränkt auch für die CVP.  

Indes, der Gesamteindruck muss differenziert werden, denn die Trendsetter 
unterscheiden sich nach Abstimmungstyp. Bei Behördenvorlagen sind die Mit-
te-Parteien generell bevorteilt. Seit Volksinitiativen vermehrt angenommen 
werden, ist das aber genau ihre Schwäche. Vielmehr erweisen sich hier die 
Polparteien als die Parteien, die vorangehen. 
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Tabelle 6 

Erfolge der Parteien bei Volksabstimmungen 
Vorlagenart  SP GPS GLP EVP CVP BDP FDP SVP 

Behördenvorlagen Total 14  

In Mehrheit  9 9 12 9 8 11 9 6 

Mit Ja  8 7 9 9 0 9 7 2 

Mit Nein  1 2 3 0 0 2 2 4 

In Minderheit  4 4 2 5 6 3 5 8 

Mit Nein  2 2 0 1 0 0 3 7 

Mit Ja  2 2 2 4 6 3 2 1 

Freigabe  1 1 0 0 0 0 0 0 

Volksinitiativen Total 21  

In Mehrheit  12 12 17 15 16 17 15 11 

Mit Nein   10 10 17 13 16 16 15 9 

Mit Ja  2 2 0 2 0 1 0 2 

In Minderheit  9 9 4 6 4 3 6 10 

Mit Ja  7 7 4 4 1 1 2 8 

Mit Nein  2 2 0 2 3 3 4 2 

Freigabe      1 1   

Total in Mehrheit  21 21 29 24 24 28 24 17 

Total in Minderheit  13 13 6 11 10 6 11 18 

Total Freigabe  1 1 0 0 1 1 0 0 

Total 35  

Lesebeispiel: In der laufenden Legislaturperiode wurde 35 Mal über Sachfragen entschieden. 14 Vorlagen kamen von den 
Behörden, 21 waren Initiativen. 29 Mal war die Parole der GLP identisch mit dem Abstimmungsausgang. Bei Behördenvorlagen 
war das 12 Mal der Fall bei Initiativen 17 Mal. Die zwei Male, in denen die GLP bei Behördenvorlagen in der Minderheit war, 
betreffen zwei Ja-Parolen bei angelehnten Vorlagen. Die vier Male, bei denen die GLP bei Volksinitiativen in die Minderheit versetzt 
wurde, betreffen immer angenommene Volksinitiativen, welche die GLP abgelehnt hatte.  

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. - 24. Januar 2015 

Betrachtet man die 21 Abstimmungen über Volksinitiativen in der laufenden 
Legislaturperiode, zeigt sich, dass die GLP zwar auch hier die erfolgreichste 
Partei war, allerdings nur, weil sie stets eine Ablehnung empfahl. Wenn es 
darum geht, die Zustimmung zu einer Initiativen vorwegzunehmen, hat die GLP 
gar keine Treffer.  

Vielmehr sind dann die SVP, die SP, die GPS und die EVP die Trendsetter, denn 
in je zwei der vier Fälle angenommener Volksinitiativen gingen sie mit ihren 
Parolen voraus. Unterscheidet man noch nach Richtung einer Initiative, ist der 
Verbund aus SP, GPS und EVP nur bei Volksbegehren von links von Belang, die 
SVP jedoch bei denen von rechts.  

Tabelle 7 

Parolenspiegel bei angenommenen Volksinitiativen 2012-2014 
Vorlage SP GPS GLP EVP CVP BDP FDP SVP 

Zweitwohnungsbau Ja  Ja Nein Ja Nein Nein Nein Nein 

Abzocker Ja Ja Nein Ja Nein Nein Nein Nein 

Masseneinwanderung Nein Nein Nein  Nein Nein  Nein  Nein Ja 

Pädophilie Nein Nein Nein Nein Nein Ja Nein Ja 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. - 24. Januar 2015 

Nun bilden bei der GLP-Initiativen SP, GPS und EVP keine einheitliche Front 
dafür. Vielmehr sind gleich zwei der drei Parteien dagegen. Man kann das auch 
so formulieren: Eine Annahme der Energie- statt Mehrwertsteuer-Initiative ist 
aufgrund des Parolenspiegels wenig wahrscheinlich. Sollten GLP und GPS ge-
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meinsam eine Mehrheit erreichen, wäre das nicht nur eine Überraschung son-
dern auch eine Neuheit.  

Etwas anders sieht es bei der CVP-Initiative aus. Die Zahl der Parteien, die bei 
rechten Initiativen dafür sind, ist hier nicht erheblich. Massgeblich ist vielmehr, 
ob eine oder mehrere Parteien ein effektives Problem ansprechen, dass von 
der Politik vernachlässig wird, indes von den Bevölkerung hoch rangiert wird. 
Idealtypisch hierfür ist die Pädophilen-Initiative einerseits, die Masseneinwan-
derungsvorlage anderseits. Denn in beiden Fällen trafen vorausgehende Partei-
en auf einen breit vorhandenes Problem, das als Protestvotum artikulierbar war. 
Nicht gereicht hat es dagegen, wenn Parteien von rechts, die Minderheiten-
Interessen versuchen zum Durchbruch zu verhelfen, wie das beispielsweise bei 
der Förderung des Wohneigentums mehrfach der Fall war.  

Die Hypothesen für unsere kleine Untersuchungsreihe zu den Volksabstim-
mungen vom 8. März 2015 lauten dementsprechend: 

Hypothese Beteiligung Volksabstimmung 

Bei zwei Vorlagen erwarten wir maximal eine mittlere Beteiligung. Es kommt 
dazu, dass von keiner der beiden Vorlagen eine hohe Mobilisierung ausgehen 
dürfte, denn keines der beiden Themen ist im Sorgenhaushalt der Bürger und 
Bürger und Bürgerinnen ganz oben angesiedelt. Das gilt für die GLP-Initiative 
noch deutlicher als für jene der CVP. 

Hypothese VI "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszu-
lagen" 

Die Initiative stammt aus den Reihen der CVP. Im Parlament ist sie deutlich 
abgelehnt worden. Die Ablehnung kam von links und rechts. Seither hat sich 
eine Mehrheit der SVP dem Unterstützungskomitee angeschlossen, und die 
Partei hat die Ja-Parole beschlossen. 

Erwartet wird bei der Meinungsbildung der Normalverlauf einer Volksinitiative, 
bei dem sich die Gegnerschaft im Verlaufe des Abstimmungskampfes aufbaut 
und das Lager der Befürworter schrumpft. Die Meinungsbildung dürfte aber 
durch das Kostenargument respektive durch dasjenige des Steuerausfalls rele-
vant zugunsten der Nein-Seite beeinflusst werden. Zielgruppen der Initianten 
und Initianten und Initiantinnen sind Familien selber wie auch konservative 
Wählerschichten.  

Typisiert ist in der CVP-Familieninitiative am ehesten eine potenzielle Mehr-
heitsinitiative zu sehen, die in der Volksabstimmung abgelehnt wird.  

Hypothese VI "Energie- statt Mehrwertsteuer" 

Die Volksinitiative stammt aus den Reihen der GLP. Im Parlament ist sie deut-
lich abgelehnt worden. Die Ablehnung kam primär von rechts, teilweise aber 
auch von links.  

Erwartet wird bei der Meinungsbildung der Normalverlauf einer Volksinitiative, 
bei dem sich die Gegnerschaft im Verlaufe des Abstimmungskampfes aufbaut, 
die Befürwortung sich allenfalls verringert. 

Die Zustimmung dürfte schon in der Ausgangslage nur minderheitlich sein, 
denn die Relevanz der Problematik ist mehrheitlich nicht gegeben. Der Gegner-
schaft dürften die erwarteten Folgen für den Energiekonsum respektive den 
Staatshaushalt zu Hilfe kommen. Zielgruppe der Initianten und Initianten und 
Initiantinnen sind die ökologisch gesinnten Wählerschichten.  

Typisiert sehen wir in der GLP-Volksinitiative eine Minderheitsinitiative, die in 
der Volksabstimmung abgelehnt wird. 
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3 Befunde 

3.1 Vorläufige Teilnahmeabsichten 

3.1.1 Profil der Beteiligungswilligen 

50 Prozent der Stimmberechtigten gaben am 20. Januar 2015 an, sich be-
stimmt an der Volksabstimmung vom 8. März 2015 beteiligen zu wollen. Dieser 
Wert liegt etwas unter dem Mittel der Stimmbeteiligung im vergangenen Jahr, 
die gemäss Bundesamtes für Statistik3 relativ hohe 52 Prozent betrug. Sie liegt 
jedoch klar über dem Mittel von dem, was aus ersten SRG-Trend-
Umfragewerten bekannt ist. In der laufenden Legislaturperiode hatten wir in 
der ersten Welle der Befragung zu einer Volksabstimmung noch nie 50 Prozent 
Teilnahmeabsichten.  

Grafik 13 

 

Nun ist der Wert entweder zu Recht hoch, was für eine überdurchschnittliche 
Beteiligungsabsicht spricht. Bei einer normalen Wirkung des Abstimmungs-
kampfes ist mit einer finalen Teilnahme über dem Mittel zu rechnen, denn Ab-
stimmungskämpfe erhöhen die Beteiligung im Schnitt um 5 Prozentpunkte. 
Anzeichen für eine besonders hohe Beteiligung finden sich aktuell keine: Beide 
Vorlagen vertreten Anliegen von Minderheiten und erfuhren bis anhin keine 
übermässige Aufmerksamkeit – weder durch die Medien noch durch die Politik.  

Möglich ist allerdings auch, dass der erhobene Wert zu hoch ist und es eher zu 
einer Demobilisierung kommt. Das wäre dann zu erwarten, wenn die Spannung 
über den Ausgang verschwindet und die voraussichtlichen Verlierer kapitulie-
ren. Wirklich entscheiden kann man diese Frage ohne Kenntnisse des realen 
Abstimmungskampfes nicht.  

                                                      
3 Quelle: http://www.bfs.admin.ch, 21.10.2014 
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Ausgehend vom aktuell gemessenen Wert steht eine Beteiligung von über 50 
Prozent in Aussicht. Allerdings ist das nur eine Schätzung aufgrund von Erfah-
rungswerten, denn die Extreme können einiges auseinandergehen. Mobilisie-
rungseffekte von plus 15, aber auch Demobilisierungseffekte von bis zu minus 
4 Prozent wurden in der jüngeren Vergangenheit gemessen.  

Parteipolitisch gesehen sind unterschiedlich fortgeschrittene Teilnahmeabsich-
ten auszumachen; im Vergleich zu früheren Abstimmungen sind diese aller-
dings weniger stark ausgeprägt als gewohnt, denn beide politischen Pole sind 
in der Ausgangslage bereits gut mobilisiert.  

Das gilt innerhalb des linken Lagers für die GPS-affine Wählerschaft (58%) und 
deutlicher noch für Stimmbürger und Stimmbürger und StimmBürger und Bür-
gerinnen mit Affinitäten für die SP (61%). Am rechten Pol ist die frühzeitige und 
überdurchschnittliche Mobilisierung der SVP-Wählerschaft (58%) und insbe-
sondere jene der FDP.Die Liberalen hervorzuheben. Alle vier genannten Wäh-
lersegmente sind in diesem frühen Stadium der Kampagnen überdurchschnitt-
lich mobilisiert.  

Mit 48 Prozent knapp unter dem nationalen Mittel liegen hingegen die Teilnah-
meabsichten von Stimmberechtigten mit CVP-Sympathien (48%) und insbe-
sondere die Mobilisierung von Parteiungebundenen bleibt mit 33 Prozent deut-
lich zurück.  

An sich ist dieses Bild bekannt. Speziell ist diesmal allerdings die hohe Teil-
nahmebereitschaft von Mitte/Rechts-Wählenden, denn wir fanden in der Ver-
gangenheit in diesem Wählersegment mit grosser Regelmässigkeit eine unter-
durchschnittliche, frühe Mobilisierung.  

Grafik 14 

 

Räumlich betrachtet erweist sich lediglich eine der beiden hier untersuchten 
Grössen als signifikant: die Sprachregion. Nach Siedlungsart betrachtet, findet 
sich kein signifikanter Unterschied in den Teilnahmeabsichten.  

In der Regel folgen Abstimmungskämpfe in den drei Sprachregionen unter-
schiedlichen zeitlichen Rhythmen und werden in der Deutschschweiz zuerst 
losgetreten. Dieser Befund bestätigt sich grundsätzlich, wenn auch nicht so 
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deutlich, wie das in anderen Abstimmungen der Fall war. In der Deutsch-
schweiz liegt die Teilnahmebereitschaft mit 57 Prozent bereits in der Ausgangs-
lage über dem nationalen Mittel, in der Westschweiz und im Tessin bleibt sie 
dahinter zurück (42% respektive 41% bestimmt teilnehmen).  

Grafik 15 

 

Kurz zusammengefasst zeigt der erste Teil der Abklärungen zu den Beteili-
gungsabsichten, welche Merkmalsgruppen gegenwärtig die Beteiligung in wel-
che Richtung beeinflussen. Nebst den Parteibindungen variieren die Teilnah-
mewerte hinsichtlich Sprachregionen, aber auch sozioökonomischen Merkmale 
(Schulbildung und Haushaltseinkommen) sowie Alter. Keine nennenswerten 
Differenzen ergeben sich indes nach Geschlecht und Siedlungsart.  

Tabelle 8 

Konfliktlinien: Teilnahme an Abstimmungen 
Konflikt Signifikanz bestimmt  

teilnehmen  
Teilnahme  
unsicher 

Parteibindung sig. GPS, SP, (FDP.Die Liberalen), SVP (CVP), Parteiungebundene 

Sprachregion sig. DCH FCH, ICH 

Siedlungsart n.sig.   

Schulbildung sig. (hoch) tief, (mittel) 

HH-Einkommen sig. (CHF 7-9000),  
CHF 9-11000,  
über CHF 11 000 

bis CHF 3000,  
(CHF 3-5000),  
(CHF 5-7000) 

Geschlecht n.sig.   

Alter sig. 40- bis 64-Jährige 
65+-Jährige 

18- bis 39-Jährige  
 

Lesebeispiel: Aufgeführte Untergruppen weichen mehr als 5 Prozentpunkte vom Mittel der Stimmberechtigten ab. 
Untergruppen in Klammern weichen weniger als 5 Prozentpunkte vom Mittel der Stimmberechtigten ab. 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 (N = 1208) 
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3.1.2 Stand der vorläufigen Mobilisierung und 
Meinungsbildung 

Die Besonderheiten in der Anfangsmobilisierung haben kaum respektive nur 
sehr beschränkt Konsequenzen für die Vorlagen vom 8. März 2015. Sie sind in 
der Folge dennoch kurz angesprochen. Bei einer (wenig wahrscheinlichen) voll-
ständigen Mobilisierung würde sich das Stimmenverhältnis für beide Initiativen 
leicht verbessern. Bei der Initiative Familien stärken würde der Effekt etwas 
deutlicher ausfallen als bei der Initiative "Energie- statt Mehrwertsteuer". 

Konkret würde der Ja-Anteil bei der CVP-Familieninitiative im Falle einer voll-
ständigen Mobilisierung um 2 Prozent steigen und der Nein-Anteil um 4 Pro-
zent tiefer ausfallen.  

Bei der GLP-Initiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" würde der Ja-Anteil um 1 
Prozent steigen und der Nein-Anteil wäre um 1 Prozent tiefer.  

Eine Komplettmobilisierung hätte somit auf keine der beiden Initiativen eine 
starke Auswirkung, denn die Effekte liegen mit Ausnahme des Nein-Verlustes 
bei der CVP-Familieninitiative innerhalb des Stichprobenfehlers und verändern 
die Mehrheitsverhältnisse in keinem der beiden Fälle.  

Mit anderen Worten: Die aktuellen Beteiligungsabsichten kennen keinen ein-
deutigen Bias, tendenziell sind aber Stimmberechtigte mit gefestigter Teilnah-
meabsicht den Initiativen leicht kritischer gesinnt als das gesamte Elektorat.  

Tabelle 9 

Vergleich Stimmabsichten Stimmberechtigte vs. Teilnahmewillige  
Indikator VI Familien stärken VI "Energie- statt Mehrwertsteuer" 

Veränderung Ja +2 +1 
Veränderung Nein -4 -1 

Tendenz 
höhere Zustimmung  
tiefere Ablehnung 

höhere Zustimmung  
tiefere Ablehnung 

Lesebeispiel: Der Wert Veränderung Ja/Nein wird durch die Differenz der Anteile eher und bestimmt dafür/dagegen zwischen allen 
Befragten und jenen mit gesicherter Teilnahmeabsicht ermittelt. Im Falle der VI Familien stärken geben beispielsweise 54% der 
Stimmberechtigten an, die Vorlage annehmen zu wollen, und 52% der Teilnahmewilligen, Differenz +2. 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 (N = 1208, n = 831) 

Um dieses Kapitel abzurunden, bleibt noch der Stand der Meinungsbildung 
einzuschätzen. Dazu wird auf zwei Indikatoren(-gruppen) abgestellt: auf der 
einen Seite das Mass, indem bei den Teilnahmewilligen gefestigte Stimmab-
sichten bestehen, auf der anderen, wie gut die Meinung zu den (getesteten) 
Argumenten die bisherigen Stimmabsichten stabilisiert.  

Es zeigt sich bei dieser Betrachtung, dass wir es mit unterschiedlich weit ent-
wickelten Meinungsbildern zu tun haben, weil sich gegenläufige Tendenzen 
vorfinden. So sind bei der Initiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" zwar bereits 
mehr Stimmberechtige fest in die eine oder andere Richtung entschlossen als 
bei der Initiative Familien stärken, aber die argumentative Verankerung eines 
Stimmentscheides für oder gegen die Initiativen ist bei der CVP-Initiative stär-
ker als bei der GLP-Initiative.  

Tabelle 10 

Stand der Meinungsbildung nach Vorlagen 
Indikator VI Familien stärken VI "Energie- statt Mehrwertsteuer" 

bestimmt dafür/dagegen 46% 50% 

Erklärung Stimmabsichten durch Argumente 50% 39% 

Tendenz mittel mittel 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 (n = 831) 

Unter dem Strich ist der Stand der Meinungsbildung in dieser frühen Kampag-
nenphase somit für beide Initiativen als "mittel" zu taxieren.  
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3.2 Volksinitiative "Familien stärken! 
Steuerfreie Kinder- und 
Ausbildungszulagen" 

3.2.1 Vorläufige Stimmabsichten 

Zum Zeitpunkt der Befragung fand sich mit 52 Prozent der teilnahmewilligen 
Stimmberechtigten eine knappe Mehrheit für die Initiative. Diese Befürworter-
mehrheit teilt sich annähernd hälftig in dezidierte Befürworter und Befürworte-
rinnen (27%) und tendenzielle (25%). Die Gegnerschaft setzt sich aus 19 Pro-
zent bestimmten und 14 Prozent tendenziellen Gegnern und Gegnerinnen zu-
sammen. Insgesamt resultiert dies in einem Nein-Potenzial von einem Drittel, 
während sich die verbleibenden 15 Prozent der Teilnahmewilligen noch nicht in 
die eine oder andere Richtung entschieden haben. 

Grafik 16 

 

Der Stand der Meinungsbildung ist mässig fortgeschritten. Mit 46 Prozent ver-
fügt in der Ausgangslage lediglich eine relative Mehrheit der Teilnahmewilligen 
über eine bestimmte Stimmabsicht, sei es dafür oder dagegen. 39 Prozent 
kennen immerhin eine tendenzielle Entscheidung, und 15 Prozent der Teilnah-
mewilligen sind noch unschlüssig, was auf einen gewissen Spielraum für den 
Abstimmungskampf verweist.  

Die Initianten starten also mit einem Vorteil in die Hauptphase des Abstim-
mungskampfes. Dieser jedoch hilft bei Initiativen in aller Regel eher der Nein-
Seite. Wie sich die Stimmabsichten bis zum 8. März entwickeln werden, hängt 
vom Abstimmungskampf, der Mobilisierung und der Meinungsbildung ab. Trotz 
der vorhandenen Unterstützung für das Anliegen in der Ausgangslage gehen 
teilnahmewillige Stimmberechtigte eher von einer Ablehnung der CVP-
Familieninitiative aus: Lediglich 37 Prozent glauben an eine Annahme, 50 Pro-
zent gehen davon aus, dass die Vorlage in der Abstimmung vom 8. März 2015 
scheitern wird. Die mittlere Schätzung des Ja-Anteils bei der Abstimmung be-
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trägt 47.1 Prozent, was auch im Schnitt eine Ablehnung der Vorlage implizieren 
würde. 

Grafik 17 

 

3.2.2 Vorläufiges Konfliktmuster 

Das Konfliktmuster der CVP-Familieninitiative ist stärker politisch als von ande-
ren Grössen geprägt. Zudem spielt die Betroffenheit eine gewisse Rolle. Signi-
fikante Unterschiede finden sich zwar in den meisten untersuchten Untergrup-
pen; nur in wenigen Fällen sind diese jedoch grundlegender Natur.  

Eine dieser grundlegenderen Konfliktlinien findet sich entlang der Parteibindun-
gen. In der Ausgangslage äussert sich innerhalb der FDP.Die Liberalen-
Wählerschaft bereits eine Mehrheit gegen die Initiative Familien stärken (53% 
eher/bestimmt dagegen), so dass in diesem Wählersegment von einer Ableh-
nung ausgegangen werden muss.  

Bei Teilnahmewilligen mit Parteibindung zu den übrigen Parteien allerdings und 
auch bei Parteiungebundenen sind durchaus Sympathien für das Anliegen vor-
handen: Mehrheiten der GPS- und SP-Wählenden sind in der Ausgangslage 
mehrheitlich für die Initiative (59% respektive 56% eher/bestimmt dafür), 
ebenso die Wählerschaft der SVP (54% eher/bestimmt dafür). Allerdings ist die 
Unterstützung des Anliegens nicht überall gleich gefestigt. Gerade die SP-affine 
Wählerschaft zeigt sich in ihren Stimmabsichten wenig konsolidiert.  

Weniger deutlich aber tendenziell auch vorhanden ist der Support für die CVP-
Familieninitiative bei Parteiungebunden, die sich relativmehrheitlich der Ja-Seite 
zuwenden (47% eher/bestimmt dafür). Am deutlichsten aber ist der Support für 
die CVP-Familieninitiative wenig überraschend bei der eigene Wählerschaft: 
bestimmt Teilnehmende mit Sympathien für die CVP hätten die Initiative Fami-
lien stärken im Januar 2015 mit einer durchschlagenden Mehrheit von 77 Pro-
zent mindestens eher angenommen.  
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Grafik 18 

 

Somit bilden die Wählersegmente der CVP und der FDP.Die Liberalen aktuell 
die eindeutigen Meinungspole. Die politische Mitte wird durch die Frage der 
Steuerreduktionen für Familien klar polarisiert.  

Interessant ist bei dieser Initiative der Umstand, dass sich die Phänomene der 
behördlichen Willensbildung nicht oder noch nicht auf die Parteiwählerschaften 
übertragen haben, denn von den fünf grössten Parteien sind lediglich die Wäh-
ler und Wählerinnen der CVP und der SVP im Einklang – einerseits mit den 
Parteiparolen und anderseits mit dem Stimmverhalten der Parteivertretenden 
im Nationalrat. Die Parolengebung der FDP.Die Liberalen ist noch ausstehend, 
dem Stimmverhalten im Nationalrat folgend ist allerdings klar von einer Nein-
Parole auszugehen, womit auch dieses Wählersegment auf Fraktionslinie ist.  

An der Basis von GPS und SP allerdings fällt die Unterstützung der Vorlage in 
der Ausgangslage klar höher aus als in den jeweiligen Parteieliten. Entschei-
dend ist die Frage, ob sich die offiziellen Parolen der linken Parteien im Verlauf 
des Abstimmungskampfes auch auf die Stimmabsichten ihrer Wählerschaften 
auswirken werden. 

Aufschlussreich ist darüber hinaus das Betroffenheitsmuster der Befragten, 
denn die Familienstruktur spaltet die Befragten ebenfalls in signifikanter Weise: 
Teilnahmewillige ohne Kinder hegen zwar gewisse Sympathien für das Anlie-
gen, doch ist unter ihnen der Nein-Anteil bereits klar höher (39% e-
her/bestimmt dagegen), so dass die Zustimmung zum Anliegen unter Kinderlo-
sen lediglich relativmehrheitlich ausfällt (46% eher/bestimmt dafür). Bei Perso-
nen mit Kindern ist die Unterstützung klar höher, und zwar relativ unabhängig 
davon, wie viele Kinder man genau hat.  
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"Ganz unabhängig davon, wie sicher Sie sind, dass Sie an dieser Volksabstimmung teilnehmen würden: Wenn 
morgen schon über die Volksinitiative 'Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen' 
abgestimmt würde, wären Sie dann bestimmt dafür, eher dafür, eher dagegen oder bestimmt dagegen?"

in % Stimmberechtigter, die bestimmt teilnehmen wollen
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Grafik 19 

 

Von den untersuchten sozioökonomischen Grössen erweist sich lediglich die 
Schulbildung, nicht jedoch das Haushaltseinkommen als relevant hinsichtlich 
der Stimmabsicht zur CVP-Familieninitiative. Die stärkste Unterstützung erfährt 
die Initiative bei Teilnahmewilligen mit mittlerem Bildungsstand, gefolgt von 
solchen mit einem hohen Bildungsstand (55% respektive 51% eher/bestimmt 
dafür). Klar knapper fallen die Mehrheitsverhältnisse bei überdurchschnittlich 
vielen Unentschiedenen (27%) bei Teilnahmewilligen mit tiefer Schulbildung 
aus (38 eher/bestimmt dafür vs. 35% eher/bestimmt dagegen).  
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Räumlich betrachtet polarisiert die Initiative Familien stärken kaum, denn weder 
die Sprachregion noch die Siedlungsart erweisen sich als signifikant spaltende 
Grössen. Eher noch finden sich Effekte nach soziodemografischen Variablen 
betrachtet und zwar besonders hinsichtlich des Alters der Stimmberechtigten. 

Grafik 21 

 

Pensionierte Stimmberechtigte mit fester Teilnahmeabsicht sprechen sich 
nämlich neben Personen mit FDP.Die Liberalen-Sympathien in der Ausgangsla-
ge als einzige Wählergruppe gegen die Vorlage aus, wenn auch nur relativ-
mehrheitlich (47% eher/bestimmt dafür). Somit kann das Alter als die am 
zweitstärksten spaltende Grösse bezeichnet werden. Der Zusammenhang zwi-
schen Alter und Stimmabsicht verläuft dabei in doppeltem Sinne linear: Nicht 
nur die Ablehnung zur CVP-Familieninitiative steigt mit dem Alter an, die Zu-
stimmungsbereitschaft sinkt ebenfalls linear. Zudem zeigt sich, dass die jüngs-
te Altersgruppe zwar die höchste Zustimmungsbereitschaft äussert, gleichzei-
tig allerdings den am wenigsten gefestigten Stand der Meinungsbildung auf 
sich vereint.  

27 24

42

25
26

19

14 18

17
15 13

10

19 19
12

DCH FCH ICH

bestimmt dagegen

eher dagegen

weiss nicht/keine
Antwort

eher dafür

bestimmt dafür

Filter Persönliche Stimmabsicht vom 08. März 2015 
nach Sprachregion: VI Familien stärken
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"Ganz unabhängig davon, wie sicher Sie sind, dass Sie an dieser Volksabstimmung teilnehmen würden: Wenn 
morgen schon über die Volksinitiative 'Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen' 
abgestimmt würde, wären Sie dann bestimmt dafür, eher dafür, eher dagegen oder bestimmt dagegen?"

in % Stimmberechtigter, die bestimmt teilnehmen wollen
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Grafik 22 

 

Auch die zweite soziodemografische Grösse, das Geschlecht, verweist auf 
signifikant unterschiedliches Stimmverhalten: Unter Männern ist in der Aus-
gangslage trotz befürwortender Mehrheit (51% eher/bestimmt dafür) grössere 
Skepsis dem Anliegen gegenüber auszumachen als unter Frauen (Männer: 
38%, Frauen 28% eher/bestimmt dagegen). Letztere zeigen sich allerdings bei 
ähnlich hohem Ja-Anteil (Frauen: 53% eher/bestimmt dafür) in höherem Masse 
noch unentschieden. 

Grafik 23 
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© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831), sig.

"Ganz unabhängig davon, wie sicher Sie sind, dass Sie an dieser Volksabstimmung teilnehmen würden: Wenn 
morgen schon über die Volksinitiative 'Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen' 
abgestimmt würde, wären Sie dann bestimmt dafür, eher dafür, eher dagegen oder bestimmt dagegen?"

in % Stimmberechtigter, die bestimmt teilnehmen wollen
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"Ganz unabhängig davon, wie sicher Sie sind, dass Sie an dieser Volksabstimmung teilnehmen würden: Wenn 
morgen schon über die Volksinitiative 'Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen' 
abgestimmt würde, wären Sie dann bestimmt dafür, eher dafür, eher dagegen oder bestimmt dagegen?"

in % Stimmberechtigter, die bestimmt teilnehmen wollen

© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831), sig.
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Eindeutig ist somit die parteipolitische Aufladung der Frage der CVP-
Familieninitiative, die sich mit anziehendem Abstimmungskampf weiter ver-
schärfen dürfte. Beschränkt finden sich auch Wirkungen der Betroffenheit, der 
sozialen Stellung, des Alters und des Geschlechts. Wenig stark ist hingegen die 
regionale Profilierung der Vorlage.  

Tabelle 11 

Konfliktlinien: VI Familien stärken 
Konflikt Signifikanz Ja ++ Nein ++ Unschlüssigkeit ++ 

Parteibindung sig. GPS, (SP), CVP, 
(SVP) 

FDP.Die Liberalen, 
(SVP) 

Parteiungebundene 

Sprachregion n.sig.    

Siedlungsart n.sig.    

Schulbildung sig. (mittel) (tief), (hoch) tief 

HH-Einkommen n.sig.    

Geschlecht sig. (Frau) (Mann) (Frau) 

Alter sig. 18- bis 39-Jährige, 
(40- bis 64-Jährige) 

65+-Jährige (18- bis 39-Jährige), 
(40- bis 64-Jährige) 

Lesebeispiel: Aufgeführte Untergruppen weichen mehr als 5 Prozentpunkte vom Mittel der Teilnahmewilligen ab. Untergruppen in 
Klammern weichen weniger als 5 Prozentpunkte vom Mittel der Teilnahmewilligen ab. 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 (n = 831) 

3.2.3 Argumententest 

Aufschlussreich ist die Analyse der Argumente für und gegen die Initiative Fa-
milien stärken, denn sie liefert einen Eindruck davon, inwiefern die aktuelle Ja-
Mehrheit inhaltlich abgestützt ist. 

So zeigt sich relativ deutlich, dass die Initianten und Initianten und Initiantinnen 
ein Problem aufgegriffen haben, das weite Teile der Stimmberechtigten mit 
fester Teilnahmeabsicht auch als relevant erachten, denn die drei hier geprüf-
ten Pro-Botschaften werden breit akzeptiert, während dies bisher erst für eines 
der drei geprüften Contra-Argumente gilt. Zudem fällt übergreifend auf, dass 
die Meinungen zu den Argumenten relativ gefestigt erscheinen, denn die 
Mehrheiten sind eindeutig, und es finden sich nur wenige unbestimmte Voten 
zu allen sechs getesteten Botschaften. Beides spricht für ein erhöhtes Mass an 
Prädisponierung in Fragen der Familienpolitik.  

So stimmen beispielsweise 70 Prozent der Teilnahmewilligen zu, dass nach 
jahrelanger Gewährung von Steuererleichterungen der Wirtschaft gegenüber 
nun die Familien am Zug seien. Nur ein Viertel widerspricht dieser Aussage. 
Auch sehen zwei Drittel der Stimmberechtigten mit fester Teilnahmeabsicht 
eine Ungerechtigkeit darin, dass man wegen der Familienzulagen in eine höhe-
re Steuerprogression gerät. Ähnlich breit geteilt wird schliesslich auch das letz-
te Pro-Argument, dass Familien generell zu stark belastet seien und Familienzu-
lagen daher nicht besteuert werden sollen (65% eher/voll einverstanden).  
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Grafik 24 

 

Ähnlich breit geteilt wie die Pro-Argumente wird von den Stimmberechtigten 
allerdings auch die Ansicht, dass die entstehenden Steuerausfälle von rund 
einer Milliarde Franken von anderen Steuerzahlern kompensiert werden müs-
sen (66% eher/voll einverstanden). Nur 25 Prozent widersprechen diesem 
Contra-Argument. Dieser Umstand könnte somit der Pferdefuss der Initiative 
Familien stärken werden, ganz ähnlich wie das bei der SVP-Familieninitiative im 
Jahr 2013 der Fall war, wobei dort die Gründe gegen die Initiative breiter ge-
streut waren und auch gesellschaftskritische Elemente enthielt.  

Die beiden weiteren getesteten Contra-Botschaften vermögen zumindest in 
der Ausgangslage keine Mehrheiten zu überzeugen, im Gegenteil: 50 Prozent 
der Befragten glauben nicht, dass durch die Schaffung von Steuerprivilegien für 
Familien Forderungen nach weiteren Steuerbefreiungen laut werden könnten. 
Und auch die Haltungen zum Status quo der Familienförderung erweisen sich 
als kritisch, denn 51 Prozent widersprechen der Aussage, dass sich der Status 
quo bewährt habe und keine Änderung vonnöten sei.  
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Familien an der Reihe "Nachdem man jahrelang der Wirtschaft Steuererleichterungen gewährt hat, sind nun die Familien an der 
Reihe."

höhere Steuerprogression ungerecht "Es ist ungerecht wenn man wegen der Familienzulagen in eine höhere 
Steuerprogression gerät."

Familien stark belastet "Familienzulagen sollen nicht besteuert werden, weil Familien zu stark belastet sind."

"Ich lese Ihnen jetzt einige Argumente vor, die man im Zusammenhang mit der Volksinitiative 'Familien stärken! 
Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen' immer wieder hören und lesen kann. Sagen Sie mir bitte jeweils, 
ob Sie damit voll einverstanden, eher einverstanden, eher nicht einverstanden oder überhaupt nicht 
einverstanden sind."
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Grafik 25 

 

Führt man sich die Regressionsanalyse vor Augen, wird relativ deutlich, wo die 
Sympathien dem Anliegen gegenüber wirksam begründet liegen. Das Gesamt-
bild ist dabei eindeutig: In der Ausgangslage dominiert die Pro-Seite auch ar-
gumentativ, denn alle auf einen Stimmentscheid wirksamen Argumente helfen 
der Pro-Seite. Das gilt nicht nur für die Pro-Botschaften, sondern auch für zwei 
der drei getesteten Contra-Botschaften, weil sie wie zuvor aufgezeigt von 
Mehrheiten nicht akzeptiert sind.  

Die beiden Contra-Botschaften, dass man ein Fass ohne Boden öffne und sich 
der Status quo bewährt habe, wirken entgegen ihrer Intention: Wer nicht 
glaubt, dass eine Annahme der Initiative weitere Forderungen nach Steuerer-
leichterungen generieren könnte, und wer den Status quo nicht als bewährtes 
Modell ansieht, ist eher einem Ja zugeneigt. Allerdings fallen die Mehrheitsver-
hältnisse in den beiden genannten Punkten nur knapp zugunsten der Initianten 
und Initiantinnen aus, so dass die Gegnerschaft mit zunehmender Intensität der 
Kampagne hier Raum für Überzeugungsarbeit haben dürfte.  

Interessanterweise zeigt sich an der Analyse relativ deutlich, dass in diesem 
frühen Stadium des Abstimmungskampfes vielmehr grundsätzliche Haltungen 
zu Familien zum Tragen kommen. Primär sind es nämlich die Ansichten, dass 
Familien zu stark belastet seien und endlich an der Reihe wären mit Entlastun-
gen, die ein Ja zur Initiative tragen. Es sind die beiden wirksamsten Botschaf-
ten bisher.  

Durch die Argumente erklärt werden können aktuell 50 Prozent eines 
Stimmentscheids, was in dieser frühen Kampagnenphase einem mittleren bis 
hohen Wert entspricht.  
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Steuerausfälle "Bei einer Annahme entstehen Steuerausfälle von rund einer Milliarde Franken, die von anderen Steuerzahlern 
kompensiert werden müssen."

Fass ohne Boden "Schafft man Steuerprivilegien für Familien, dürften bald Forderungen nach weiteren Steuerbefreiungen laut 
werden. Man öffnet mit ein Fass ohne Boden."

bewährter Status quo "Die heutige Form der Familienförderung hat sich bewährt, es braucht keine Änderung."

"Ich lese Ihnen jetzt einige Argumente vor, die man im Zusammenhang mit der Volksinitiative 'Familien stärken! 
Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen' immer wieder hören und lesen kann. Sagen Sie mir bitte jeweils, 
ob Sie damit voll einverstanden, eher einverstanden, eher nicht einverstanden oder überhaupt nicht 
einverstanden sind."
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Grafik 26 

 

Erläuterung: Die eingesetzte Methode der linearen Regression beschreibt das Vorhandensein des Einflusses von unabhängigen Variablen – hier der 
Pro- und Contra-Argumente – (in abnehmender Reihenfolge) auf eine abhängige Variable – den Stimmentscheid. Anhand der Farbe lässt sich 
unterscheiden, ob ein Element eher zu einer Ja-Stimmabgabe (blau) oder zu einer Nein-Stimmabgabe (orange) geführt hat. Das R2 gibt Auskunft 
darüber, wie erklärungskräftig ein Modell ist – je näher der Wert bei 1 liegt, desto grösser ist der Anteil der Varianz in der abhängigen Variable, der 
mit den unabhängigen Variablen erklärt wird. Argumente, welche in der Grafik nicht erscheinen, haben keinen Einfluss. Argumente mit dem 
Wortzusatz "Ablehnung zu" werden mehrheitlich verneint. Entsprechend sind solche Argumente in die andere Richtung eingefärbt und erhalten 
besagten Zusatz. Die schwarze Linie in der Mitte der Abbildung bezeichnet den Median. Befindet sich ein Argument genau auf der Mitte der Linie, 
bedeutet dies, dass 50 Prozent der Befragten einverstanden mit dem Argument sind, während die anderen 50 Prozent nicht einverstanden mit 
dem Argument sind ('weiss nicht'-Angaben werden dafür ausgeklammert). Je weiter das Kästchen nach links oder rechts von der 50-Prozentlinie 
abweicht, desto grösser ist die einseitige Beurteilung des betreffenden Arguments. Der rote Punkt dient als Lesehilfe, er markiert jeweils die Mitte 
des Kästchens. 

Die Pro-Botschaften sind relativ unbestritten, denn sie werden über alle Partei-
enlager hinweg geteilt, besonders die starke Belastung von Familien erweist 
sich auch von links bis rechts als wirksam für den Stimmentscheid im Sinne der 
Initiative.  

Die Zustimmung zu den Contra-Botschaften ist diffuser: Sie werden im linken 
politischen Spektrum mit Ausnahme der entstehenden Steuerausfälle nicht 
akzeptiert und wirken nicht wie intendiert auf einen Stimmentscheid von Sym-
pathisierenden der SP, der GPS und der CVP. Anders im bürgerlich-rechten 
Spektrum: Sympathisierende der FDP.Die Liberalen und der SVP stimmen den 
Contra-Botschaften nämlich mehrheitlich zu; allerdings sind diese Botschaften 
kaum wirksam im Hinblick auf einen Stimmentschied. Nichtsdestoweniger 
stellen sich Teilnahmewillige, die der FDP.Die Liberalen nahestehen, wie vorher 
gezeigt bereits in der Ausgangslage mehrheitlich gegen das Anliegen. Anders 
Wähler und Wählerinnen der SVP, die zu den Befürwortenden zählen.  

Die nachfolgende Grafik fasst diese Befunde zusammen, denn sie weist nach 
Parteiwählerschaften aufgespaltet neben dem Ja-Potenzial gemessen an 
Stimmabsichten auch das argumentative Ja-Potenzial der Vorlage aus, gemes-
sen anhand eines indexierten Wertes der Argumente.  

Analytisch gesehen ist es wenig wahrscheinlich, dass ein Argument für alle 
Bürger und Bürgerinnen massgeblich ist. Daher wird die indexierte Version aller 
Argumente beigezogen, welche die Argumente nicht hinsichtlich ihrer Wirkung 

Filter Regressionsanalyse persönliche Stimmabsicht 
zur VI Familien stärken

© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831), R2 = 0.502
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gewichtet, sondern die mittlere Nähe einer Person zu allen Argumenten bilan-
ziert. 

Insgesamt untermauert die Index-Analyse den Pro-Überhang in der Ausgangs-
lage, denn das argumentative Ja-Potenzial liegt mit 61 Prozent noch höher als 
das faktische (52%), gemessen am Stimmentscheid. Dies gilt deutlicher im 
linken als im rechten Spektrum, wobei die Wählerschaft der SVP anders als 
jene der FDP.Die Liberalen sowohl argumentativ wie auch punkto Stimment-
scheid der Ja-Seite zugeneigt ist. Ausserhalb der CVP, der FDP.Die Liberalen 
und der SVP besteht überall Luft nach oben, denn das argumentative Ja-
Potenzial liegt bei SympathisantInnen der GPS, der SP und auch bei Parteiun-
gebundenen höher als die Zustimmung zur Initiative.  

Grafik 27 

 

Erläuterung: Beim Argumentenindex werden die Argumente aufgrund ihrer Bedeutung für die Stimmabsicht recodiert. Dabei wird die Zustimmung 
(sehr/eher einverstanden) zu den Pro-Argumenten und die Ablehnung zu den Contra-Argumenten (sehr/eher nicht einverstanden) als positiv 
definiert, die Ablehnung (sehr/eher nicht einverstanden) zu den Pro-Argumenten und die Zustimmung (sehr/eher einverstanden) zu den Contra-
Argumenten als negativ definiert. Keine inhaltliche Nennung (weiss nicht/keine Antwort) bei den Argumenten wird als Null definiert. Dies wird für 
jedes Argument berechnet und danach summiert. Entsteht eine positive Summe, liegt ein Überhang zur argumentativen Zustimmung vor, liegt eine 
negative Summe vor, eine argumentative Ablehnung. Eine summierte Null bedeutet neutral. Der ausgewiesene Wert ist der positive Überhang zu 
den Argumenten.  

Was bedeutet dies nun für die Initiative Familien stärken? Es bedeutet erstens, 
dass den Anliegen von Familien grundsätzlich Sympathien entgegengebracht 
werden und diese argumentativ breit geteilt werden. Die argumentative Zu-
stimmung zur Initiative liegt zweitens quasi durchs Band höher als die faktische 
und sie ist drittens im linken politischen Spektrum und bei Parteiungebundenen 
breiter als im rechten.  

Die Überlegungen und Haltungen zu konkreten Auswirkungen und Inhalten der 
Initiative sind in der Ausgangslage noch wenig kritisch, so dass wir eine typi-
sche Ausgangssituation für Initiativen vorfinden: Das Problembewusstsein ist 
prädisponiert, nicht aber die Lösungspräferenz, da sich diese erst im Verlauf 
eines Meinungsbildungsprozesses auf die Entscheidungsabsichten auswirkt. 

Entscheidend wird letztlich sein, wie gut es der Gegnerschaft gelingen wird, 
ihre Argumente zu platzieren und Zweifel an der Lösung zu streuen, denn der 
Leidensdruck von Familien an sich ist nicht wirklich umstritten.  
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Besonders im Auge zu behalten sind in diesem Kontext die Entwicklungen der 
Stimmabsichten im linken politischen Spektrum. Findet hier wählerseitig eine 
Angleichung an die Haltungen der Parteieliten statt, könnte es bereits eng wer-
den. Allerdings hat die Initiative auch Strahlkraft im rechten Spektrum, nament-
lich bei der SVP, wo sie auch von der Parteielite getragen wird. Damit es aller-
dings zum Abstimmungserfolg reicht, müssten auch die Parteiungebundenen 
bei der Stange gehalten werden können.  

3.2.4 Szenarien der weiteren Meinungsbildung 

Bei einer Volksinitiative kommt es in der Regel zu einer Verlagerung der kol-
lektiven Meinungsbildung von der Beurteilung des angesprochenen Problems 
zur Beurteilung der vorgeschlagenen Lösung. Dies alleine kann die Stimmab-
sichten beeinflussen. Entsprechend formulieren wir zwei generelle Hypothesen 
zu den möglichen Trends in der Meinungsbildung zur CVP-Familieninitiative: 

Der Normalfall besteht darin, dass die Vorlage vor dem Abstimmungskampf in 
der Bevölkerungsgunst besser abschneidet; mit der Behandlung durch die 
Gegnerschaft aber steigt der Nein-Anteil, meist sinkt auch die Befürwortung. 
Hauptgrund ist die veränderte Intensität der öffentlichen Verhandlung, denn 
diese schwillt mit den Abstimmungskampagnen an. Hinzu kommt, dass sich 
damit meist ein Fokuswandel einstellt: Vom Problem verlagert sich die Mei-
nungsbildung hin zur Lösung des Problems.  

In Ausnahmefällen funktioniert dieser erprobte Mechanismus des Meinungs-
wandels zu Volksinitiativen nicht. Das ist namentlich dann der Fall, wenn es zu 
einer Protestabstimmung kommt. Die Symbolik der Entscheidung ist dann 
wichtiger als ihre Konsequenzen. Gegenüber den Behörden soll, in einem meist 
tabuisierten Bereich, ein klares Zeichen gesetzt werden. 

Zwei Umstände in unseren Abklärungen sprechen für einen gewissen Mei-
nungsdruck, der den Sonderfall der Meinungsbildung auslösen kann, aber noch 
längst nicht muss: die Argumente und die Stimmabsichten sprechen in der 
Ausgangslage für die Initiative und stehen der behördlichen Meinungsbildung 
somit entgegen. Allerdings findet sich auch ein den Sonderfall entschärfendes 
Indiz, denn die Erwartungshaltung der Stimmberechtigen zeigt Richtung Ableh-
nung der Vorlage.  

Tabelle 12 

Indikatoren der Einschätzung der Volksinitiative Familien stärken 
Ausprägung 

Parlament 
(NR) 

Parolen 
Erwartung 
Stimmende 

Index  
Argumente 

Stimmabsichten 
Trenderwartung 
Dispositionsansatz 

dagegen 77% GPS, 
SP,  
BDP, 
GLP 

50% 31%  33% Normalszenario mit 
Zunahme Nein 

dafür 23% EVP, 
CVP, 
EDU, 
SVP 

37% 61%  52% Normalszenario mit 
Abnahme Ja oder 
Spezialfall mit Stagna-
tion Ja 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 (n = 831) 

Soweit man dies bereits jetzt beurteilen kann, gehört die Entscheidungsfindung 
zur Volksinitiative Familien stärken somit eher zum ersten Szenario, denn es 
findet sich in der Ausgangslage zwar eine Mehrheit für die Vorlage, jedoch eine 
eher knappe. Auch ist die Familienpolitik nicht wirklich ein tabuisiertes Thema, 
fanden doch auch in jüngerer Vergangenheit Abstimmungen dazu statt4.  

                                                      
4 03.03.2013 Familienartikel, 24.11.2013 SVP-Familieninitiative 
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Gerade die Abstimmung über den Familienartikel zeigte allerdings mit ihrem 
Auseinanderklaffen von Volks- und Ständemehr, dass ein gewisser Meinungs-
druck oder Handlungsbedarf in Sachen Familienpolitik nicht von der Hand ge-
wiesen werden kann, weshalb wir auch das zweite Szenario in der Ausgangs-
lage als möglich erachten. Dieses Szenario ist auch vor dem Hintergrund des 
argumentativen Ja-Überhangs nicht von vorneherein auszuschliessen.  

Grafik 28 

 

Wahrscheinlicher ist allerdings, dass der Regelfall eintritt und die CVP-
Familieninitiative am 8. März 2015 der behördlichen Meinungsfindung folgend 
abgelehnt wird.  

Dieses Schicksal blühte im Übrigen auch der inhaltlichen Referenzvorlage, der 
SVP-Familieninitiative aus dem Jahr 2013 (siehe Einleitung). Während eine klare 
Mehrheit der Befragten in der ersten SRG-Trend-Umfrage vor Beginn des Ab-
stimmungskampfes bestimmt oder eher für die SVP-Familieninitiative stimmen 
wollten (64%), verlief die anschliessende Meinungsbildung kontinuierlich im 
Sinne der Initiativgegner (2. SRG-Trend-Umfrage: 49% eher/bestimmt dafür, 
Resultat Abstimmung: 41.5% Ja).  
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3.4 Volksinitiative "Energie- statt 
Mehrwertsteuer" 

3.4.1 Vorläufige Stimmabsichten 

29 Prozent der Teilnahmewilligen würden die Initiative "Energie- statt Mehr-
wertsteuer" heute bestimmt oder eher annehmen. 58 Prozent wären im ver-
gleichbaren Masse dagegen. In der Ausgangslage ist demnach eine absolute 
Mehrheit dagegen.  

Der Stand der Meinungsbildung ist für den frühen Zeitpunkt im Kampagnenver-
lauf mässig fortgeschritten. 50 Prozent haben eine bestimmte Stimmabsicht, 
sei es dafür oder dagegen. Steuerfragen interessieren viele Bürger und Bürge-
rinnen, zudem waren Themen der Energieversorgung respektive -besteuerung 
im Zusammenhang mit der jüngsten Debatte über die Energiewende 2050 ein 
medial breit behandeltes Thema. 

Grafik 29 

 

Allerdings muss hier nach Sprachregionen unterschieden werden. Denn in der 
französischsprachigen Schweiz haben erst 38 Prozent eine gefestigte Meinung. 
Das ist ein klar unterdurchschnittlicher Wert, der für beträchtliche Verände-
rungsmöglichkeiten spricht.  

Tabelle 13 

Stand der Meinungsbildung nach Sprachregionen 
Grad der  
Meinungsbildung 

Deutschsprachige 
Schweiz 

Französischsprachige 
Schweiz 

Italienischsprachige 
Schweiz 

Total 

Gefestigt 53 38 54 50 

Latent 37 39 23 37 

Nicht vorhanden 10 23 23 13 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 (n = 831) 

bestimmt dafür
12

eher dafür
17

weiss nicht/keine 
Antwort

13

eher dagegen
20

bestimmt dagegen
38

Filter Persönliche Stimmabsicht vom 08. März 2015: 
VI "Energie- statt Mehrwertsteuer"
"Ganz unabhängig davon, wie sicher Sie sind, dass Sie an dieser Volksabstimmung teilnehmen würden: Wenn 
morgen schon über die Volksinitiative 'Energie- statt Mehrwertsteuer' abgestimmt würde, wären Sie dann 
bestimmt dafür, eher dafür, eher dagegen oder bestimmt dagegen?"

in % Stimmberechtigter, die bestimmt teilnehmen wollen

© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831)
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Die Verhältnisse sind allerdings auch national nicht so weit gefestigt, dass kei-
ne Veränderungen möglich wären: 13 Prozent verfügen über gar keine Mei-
nungsbildung, 37 Prozent haben erst eine tendenziell ausgeprägte.  

Bei einer Volksinitiative interessiert vor allem, ob jene, die eher dafür sind, ihre 
Meinung ändern oder nicht. Die Erfahrung lehrt, dass ein Teil von ihnen zu den 
bestimmt Zustimmenden wechselt, ein anderer Teil aber auf die Nein-Seite 
geht. Ursache dafür ist, dass bei Zweifel an der Richtigkeit einer Initiative we-
gen ihren Folgen ein Nein dem Ja vorgezogen wird. Zudem ist bekannt, dass 
auch Unschlüssige in aller Regel ins Nein-Lager wechseln.  

Grafik 30 

 

Genau das erwarten auch die Stimmberechtigten, die stimmen gehen wollen. 
Satte 74 Prozent rechnen mit einer Ablehnung der GLP-Initiative am Abstim-
mungssonntag, nur 15 Prozent gehen vom Gegenteil aus.  

  

Zustimmung
15

weiss nicht/keine 
Antwort

11

Ablehnung
74

Filter Einschätzung Ausgang Abstimmung 
VI "Energie- statt Mehrwertsteuer"
"Was glauben Sie, wie eine Volksabstimmung über die Volksinitiative 'Energie- statt  Mehrwertsteuer' heute 
ausgehen würde? Machen Sie mir eine ungefähre Schätzung zum Ja-Stimmen-Anteil in Prozent."

in % Stimmberechtigter, die bestimmt teilnehmen wollen

© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831)
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3.4.2 Vorläufiges Konfliktmuster 

Die GLP-Initiative für ein neues Steuerregime polarisiert stark im Links/Rechts-
Spektrum, ohne dass die Linke geschlossen dafür wäre. Die Rechte ist aller-
dings in ihrer klaren Mehrheit dagegen.  

Grafik 31 

 

Den höchsten Nein-Anteil halten wir für die SVP-Wählerschaft fest. Es folgen 
jene der FDP.Die Liberalen respektive der CVP. An allen drei Parteibasen sind 
schon in der Ausgangslage mehr als 7 von 10 Befragten dagegen. Insbesonde-
re bei der SVP ist die Haltung dezidiert verbreitet.  

Anders sieht es bei der GPS-Wählerschaft aus. Diese will zu 74 Prozent zu-
stimmen. Gespalten ist aber die SP-Basis. 44 Prozent wären aktuell dafür, 42 
Prozent dagegen.  

Zwischen den beiden Lagern befinden sich die parteipolitisch ungebunden 
Stimmenden. Wie der rechte Pol lehnen sie das GLP-Begehren mit 57 Prozent 
"dagegen" aber mehrheitlich ab. "Dafür" sind 28 Prozent. Hier ist die Unschlüs-
sigkeit mit einem Anteil von 15 Prozent am höchsten.  

Zu den Eigenheiten der ersten Befragung zur GLP-Initiative zählt, dass ausser 
bei den Grünen die dezidierte Zustimmung überall gering ist. Sie schwankt 
zwischen 6 und 15 Prozent.  

Berücksichtigt man die Parolen der Parteien, ist mit einer negativen Entwick-
lung vor allem bei der SP-Wählerschaft zu rechnen, aber auch bei CVP und 
FDP.Die Liberalen ist eine weitere Abnahme denkbar. Mehr Zustimmung ist 
wenig wahrscheinlich, denn bei der GPS, welche die Initiative befürwortet, ist 
der Ja-Anteil schon sehr hoch.  

In keiner einzigen der untersuchten gesellschaftlichen Merkmalsgruppen gibt 
es eine zustimmende Mehrheit. Signifikante Differenzierung gibt es allerdings 
entlang des Geschlechts, des Alters und der Schulbildung.  

So unterstützen jüngere Stimmberechtigte (34% dafür), Absolventinnen und 
Absolventen einer höheren Ausbildung (32% dafür) und Frauen (32% dafür) 
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Filter Persönliche Stimmabsicht vom 08. März 2015 nach 
Parteibindung: VI "Energie- statt Mehrwertsteuer"
"Ganz unabhängig davon, wie sicher Sie sind, dass Sie an dieser Volksabstimmung teilnehmen würden: Wenn 
morgen schon über die Volksinitiative 'Energie- statt Mehrwertsteuer' abgestimmt würde, wären Sie dann 
bestimmt dafür, eher dafür, eher dagegen oder bestimmt dagegen?"

in % Stimmberechtigter, die bestimmt teilnehmen wollen

© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831), sig.
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etwas vermehrt für das Anliegen. Insbesondere aber Männer (66% dagegen) 
sowie Abgänger und Abgängerinnen einer Berufslehre (62% dagegen) sind 
vermehrt negativ eingestellt.  

Messbare Unterschiede zwischen den Sprachregionen sind dagegen nicht ver-
allgemeinerbar. Sie entstehen in erster Linie wegen der unterschiedlich stark 
entwickelten Meinungsbildung in den Sprachregionen.  

Grafik 32 

 

Unterschiede resultieren auch entlang der Siedlungsart. Je ländlicher eine Ge-
gend, desto grösser die Zustimmung, während die Ablehnung vermehrt vor-
kommt, je grössere eine Agglomeration ist. Dort wollen 68 Prozent Nein stim-
men, nur 23 Prozent sind auf der Ja-Seite. Auf dem Land würden 43 Prozent 
dafür votieren, 50 Prozent dagegen.  

Tabelle 14 

Konfliktlinien: VI "Energie- statt Mehrwertsteuer"  
Konflikt Signifikanz Ja ++ Nein ++ Unschlüssigkeit ++ 

Parteibindung sig. GPS, SP CVP, FDP.Die Liberalen, 
SVP 

(SP), (Parteiungebundene) 

Sprachregion sig. (DCH) (DCH) FCH, ICH 

Siedlungsart n.sig.    

Schulbildung sig. (tief), (hoch) (mittel) tief, (mittel) 

HH-Einkommen n.sig.    

Geschlecht sig. (Frau) Mann (Frau) 

Alter sig. (18- bis 39-Jährige) (40- bis 64-Jährige), 
(65+-Jährige) 

(65+-Jährige) 

Lesebeispiel: Aufgeführte Untergruppen weichen mehr als 5 Prozentpunkte vom Mittel der Teilnahmewilligen ab. Untergruppen in 
Klammern weichen weniger als 5 Prozentpunkte vom Mittel der Teilnahmewilligen ab. 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 (n = 831) 

Mit anderen Worten: Das Konfliktmuster spricht für eine Sondereinstellung der 
politisch bewusst ökologisch stimmenden Bürger und Bürgerinnen mit geringer 
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weiss nicht/keine
Antwort

eher dafür
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Filter Persönliche Stimmabsicht vom 08. März 2015 nach 
Sprachregion: VI "Energie- statt Mehrwertsteuer"
"Ganz unabhängig davon, wie sicher Sie sind, dass Sie an dieser Volksabstimmung teilnehmen würden: Wenn 
morgen schon über die Volksinitiative 'Energie- statt Mehrwertsteuer' abgestimmt würde, wären Sie dann 
bestimmt dafür, eher dafür, eher dagegen oder bestimmt dagegen?"

in % Stimmberechtigter, die bestimmt teilnehmen wollen

© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831), sig.
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Ausstrahlung auf die Gesamtgesellschaft. Die Gegnerschaft ist nicht nur gross, 
sie ist auch verbreitet mehrheitsfähig.  

3.4.3 Argumententest 

Auch argumentativ führt die Gegnerschaft der Initiative "Energie- statt Mehr-
wertsteuer". Alle drei getesteten Botschaften sind mehrheitsfähig. Auf der Ja-
Seite gilt das für eines von drei Argumenten.  

68 Prozent der teilnahmewilligen Stimmberechtigten finden, mit der geforder-
ten Abschaffung der Mehrwertsteuer entstehe ein unkalkulierbares Risiko bei 
den Staatsfinanzen. 59 Prozent sind der Meinung, mit der Initiative drohten 
Steuerausfälle, sollte der Energieverbrauch sinken. 54 Prozent sind schliesslich 
der Auffassung, als Folge der Energiesteuer würde es zu einer Verlagerung des 
CO2-Ausstosses ins Ausland kommen, was der Umwelt nicht nütze.  

Gafik 33 

 

Auf der Ja-Seite ist nur die Botschaft mehrheitsfähig, mit der Initiative würde 
man Anreize zum Energiesparen schaffen. 53 Prozent teilen diese Einschät-
zung. Dagegen widersprechen 53 Prozent den Initianten und Initiantinnen, wo-
nach sich bei einem Ja die Abhängigkeit der Schweiz von Erdöl, Gas und Uran 
reduziere. Gespalten ist die Meinung, wenn die Verringerung von Steuerein-
nahmen durch die Initiative bestritten wird.  

Mit anderen Worten: Die Initianten und Initiantinnen sind mehrheitsfähig, wenn 
sie vom Ziel des Energiesparens sprechen. Geht es dagegen um die Steuerfra-
gen, bläst ihnen ein rauer Wind ins Gesicht, denn da sind ihre Widersacher 
mehrheitsfähig. Bezweifelt wird auch, dass die globalen Klimaziele mit der Initi-
ative befördert würden.  

Oder noch knapper: Die zentrale Polarität der Debatte rund um die Energie- 
statt Mehrwertsteuer-Initiative besteht im Gegensatz von Risiken und Neben-
wirkungen einer Annahme, bei geteilter Bekenntnis zum Energiesparen.  
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Filter Contra-Argumente zur 
VI "Energie- statt Mehrwertsteuer"

in % Stimmberechtigter, die bestimmt teilnehmen wollen

© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831)

unkalkulierbares Risiko "Die Abschaffung der bewährten Mehrwertsteuer ist ein unkalkulierbares Risiko."
sinkt Energieverbrauch = Steuerausfälle "Sinkt der Energieverbrauch, muss die Energiesteuer immer weiter steigen, sonst 

drohen Steuerausfälle."
Verlagerung CO2-Ausstoss "Die Initiative führt zu einer Verlagerung des CO2-Ausstosses ins Ausland und nützt der Umwelt 

nichts."

"Ich lese Ihnen jetzt einige Argumente vor, die man im Zusammenhang mit der Volksinitiative 'Energie- statt 
Mehrwertsteuer' immer wieder hören und lesen kann. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie damit voll 
einverstanden, eher einverstanden, eher nicht einverstanden oder überhaupt nicht einverstanden sind."
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Grafik 34 

 

Ein neuartiger Vergleich, der auf der Verdichtung aller sechs Antworten zu den 
Stimmabsichten basiert, legt nahe, dass 59 Prozent den Nein-Botschaften nä-
her stehen, 31 Prozent jenen der Ja-Seite. 10 Prozent zeigen eine vergleichbare 
Nähe zu beiden Seiten. Aufgeteilt nach Parteilagern stimmen Verdichtungen 
der Argumente und Stimmabsichten auf aggregierter Ebene schon deutlich 
überein. Die nachstehende Grafik zeigt, wie die Parteiwählerschaften zu allen 
Botschaften insgesamt denken und wie sie momentan stimmen wollen. Bei 
den Parteien, bei denen eine leichte Differenz besteht, handelt es sich um jene, 
die eine Nein-Parole beschlossen oder in Aussicht gestellt haben. 
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© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831)

Anreize Energiesparen "Die Initiative setzt Anreize zum Energiesparen."
Verlagerung ≠ Steuerausfälle "Bei einer Annahme der Initiative werden keine Steuerausfälle entstehen, es handelt sich lediglich 

um eine Verlagerung."
reduziert Abhängigkeit "Mit der Initiative kann die Abhängigkeit der Schweiz von Erdöl, Gas und Uran reduziert werden."

"Ich lese Ihnen jetzt einige Argumente vor, die man im Zusammenhang mit der Volksinitiative 'Energie- statt 
Mehrwertsteuer' immer wieder hören und lesen kann. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie damit voll 
einverstanden, eher einverstanden, eher nicht einverstanden oder überhaupt nicht einverstanden sind."
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Grafik 35 

 

Erläuterung: Beim Argumentenindex werden die Argumente aufgrund ihrer Bedeutung für die Stimmabsicht recodiert. Dabei wird die Zustimmung 
(sehr/eher einverstanden) zu den Pro-Argumenten und die Ablehnung zu den Contra-Argumenten (sehr/eher nicht einverstanden) als positiv 
definiert, die Ablehnung (sehr/eher nicht einverstanden) zu den Pro-Argumenten und die Zustimmung (sehr/eher einverstanden) zu den Contra-
Argumenten als negativ definiert. Keine inhaltliche Nennung (weiss nicht/keine Antwort) bei den Argumenten wird als Null definiert. Dies wird für 
jedes Argument berechnet und danach summiert. Entsteht eine positive Summe, liegt ein Überhang zur argumentativen Zustimmung vor, liegt eine 
negative Summe vor, eine argumentative Ablehnung. Eine summierte Null bedeutet neutral. Der ausgewiesene Wert ist der positive Überhang zu 
den Argumenten.  

Insgesamt bestätigt wird diese Einschätzung durch den Wirkungstest. Denn 
auch der zeigt, dass die Initianten und Initiantinnen mit den Anreizen für das 
Energiesparen eine relevante Botschaft haben. Alles andere spricht aber gegen 
sie, weil das Nein-Lager die wirksameren Botschaften hat respektive die GLP 
teils nur minderheitlich geteilte Ansichten vertritt.  
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© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831)
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Grafik 36 

 

Erläuterung: Die eingesetzte Methode der linearen Regression beschreibt das Vorhandensein des Einflusses von unabhängigen Variablen – hier der 
Pro- und Contra-Argumente – (in abnehmender Reihenfolge) auf eine abhängige Variable: den Stimmentscheid. Anhand der Farbe lässt sich 
unterscheiden, ob ein Element eher zu einer Ja-Stimmabgabe (blau) oder zu einer Nein-Stimmabgabe (orange) geführt hat. Das R2 gibt Auskunft 
darüber, wie erklärungskräftig ein Modell ist – je näher der Wert bei 1 liegt, desto grösser ist der Anteil der Varianz in der abhängigen Variable, der 
mit den unabhängigen Variablen erklärt wird. Argumente, welche in der Grafik nicht erscheinen, haben keinen Einfluss. Argumente mit dem 
Wortzusatz "Ablehnung zu" werden mehrheitlich verneint. Entsprechend sind solche Argumente in die andere Richtung eingefärbt und erhalten 
besagten Zusatz. Die schwarze Linie in der Mitte der Abbildung bezeichnet den Median. Befindet sich ein Argument genau auf der Mitte der Linie, 
bedeutet dies, dass 50 Prozent der Befragten einverstanden mit dem Argument sind, während die anderen 50 Prozent nicht einverstanden damit 
sind ('weiss nicht'-Angaben werden dafür ausgeklammert). Je weiter das Kästchen nach links oder rechts von der 50-Prozentlinie abweicht, desto 
grösser ist die einseitige Beurteilung des betreffenden Arguments. Der rote Punkt dient als Lesehilfe, er markiert jeweils die Mitte des Kästchens. 

Unser Argumententest bestätigt darüber hinaus, dass auch Routinen die 
Stimmabsichten bestimmen. Denn nur 39 Prozent der individuellen Stimmab-
sichten lassen sich aufgrund von Meinungen zu Botschaften erklären. Bei 61 
Prozent ist das nicht der Fall. Sie stimmen entweder aus Vertrauen in die Be-
hörden, wegen der Parole der bevorzugten Partei dagegen oder erachten 
schlichtweg den Status quo nicht als problematisch.  

3.4.4 Szenario der weiteren Meinungsbildung 

Der Mechanismus der Meinungsbildung bei Volksinitiativen ist gut bekannt. In 
der Regel starten entsprechende Begehren besser als sie enden. Nur Im Aus-
nahmefall findet das Gegenteil statt.  

Nichts in unseren Abklärungen spricht für einen Sonderfall. Die Argumente 
sprechen schon zu Kampagnenbeginn gegen die Initiative. Die Stimmabsichten 
sind entsprechend verteilt. Das Konfliktmuster legt eine spezielle Position der 
bewusst ökologisch stimmenden Bürger und Bürgerinnen im linken Lager of-
fen. Und schliesslich sprechen auch Parolen und Behördenempfehlung für ein 
Nein.  

Filter Regressionsanalyse persönliche Stimmabsicht 
zur VI "Energie- statt Mehrwertsteuer"

© SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 19. - 24. Januar 2015 (n = 831), R2 = 0.385

Filter: Stimmberechtigte, die bestimmt teilnehmen wollen
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Verlagerung ≠ SteuerausfälleAblehnung zu:

Ablehnung zu:
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Tabelle 15 

Indikatoren der Einschätzung der GLP-Volksinitiative 
Ausprägung 

Parlament 
(NR) 

Parolen 
Erwartung 
Stimmende 

Index  
Argumente 

Stimmabsichten 
Trenderwartung 
Dispositionsansatz 

dagegen 80% SVP, 
SP, CVP, 
BDP, 
EVP 

74% 59%  58% Normalszenario mit 
Zunahme Nein 

dafür 19% GPS, 
GLP 

15% 31%  29% Normalszenario mit 
Abnahme Ja 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 (n = 831) 

Findet der erwartete Normalfall statt, ist in den kommenden Wochen mit einer 
steigenden Ablehnung zulasten der Unschlüssigen zu rechnen. Zudem ist gut 
möglich, dass auch der Ja-Anteil sinkt, vor allem bei den bloss tendenziellen 
Befürwortern und Befürworterinnen ausserhalb des bewusst ökologisch stim-
menden Lagers.  

Das alles spricht für eine Ablehnung der GLP-Initiative, und zwar in einem aus-
gesprochen deutlichen Masse.  

Grafik 37 
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4 Synthese 

Am 8. März 2015 stimmen die Schweizer Stimmberechtigten über zwei Vorla-
gen ab: 

1. Volksinitiative "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszu-
lagen"  

2. Volksinitiative "Energie- statt Mehrwertsteuer"  

Mit der Synthese verdichten wir die Ergebnisse aus dem Befundeteil zur 1. 
Welle im Rahmen des SRG-Trends. Wir konzentrieren uns dabei auf jene, die 
zur These des Dispositionsansatzes passen. Demnach stehen die Resultate 
von Volksabstimmungen nicht ein für alle Mal fest. Vielmehr sind sie, aus indi-
vidueller Sicht, ein dynamisches Produkt aus Informationen während des Ab-
stimmungskampfes und Prädispositionen der Bürger und Bürgerinnen, welche 
im Voraus bestehen. Skizziert wird dies mit der nachstehenden Grafik. Die 
Meinungsbildung über die Zeit hinweg ist in der mittleren Ebene dargestellt. 
Auf sie wirken die Faktoren, welche die Kampagnen bestimmen, bestehend 
aus Abstimmungskampf, Konfliktmuster bei der meinungsbildenden Elite wie 
Regierung, Parlament und Medien sowie dem allgemeinen politischen Klima. 
Das Ganze wird gespiegelt durch die Prädispositionen, sprich Alltagserfahrun-
gen, die man mit den Abstimmungsthemen gesammelt hat.  

Grafik 38 

 

Nachstehende Tabelle vermittelt eine Übersicht über die relevanten Fakten, die 
in der Folge einer vorläufigen Würdigung unterzogen werden.  
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Tabelle 16 

Übersicht gegenwärtiger Stand der Stimmabsichten und Meinungsbildung zu Volksabstimmungen vom 
8. März 2015 
Indikatoren VI Familien stärken VI "Energie- statt Mehrwertsteuer" 
Grad der Prädisponierung mittel mittel 
Teilnahmeabsicht 50 Prozent der Stimmberechtigten 
ohne Stimmabsichten 15 Prozent der Teilnahmewilligen 13 Prozent der Teilnahmewilligen 
mit tendenziellen Stimmabsichten 39 Prozent der Teilnahmewilligen 37 Prozent der Teilnahmewilligen 
mit festen Stimmabsichten 46 Prozent der Teilnahmewilligen 50 Prozent der Teilnahmewilligen 
Richtung der Prädisponierung absolute Mehrheit dafür relative Mehrheit dagegen 
bestimmt und eher dafür 52 Prozent der Teilnahmewilligen 29 Prozent der Teilnahmewilligen 
bestimmt und eher dagegen 33 Prozent der Teilnahmewilligen 58 Prozent der Teilnahmewilligen 

Szenarien der Meinungsbildung 
labil positiv prädisponiert, 
Polarisierung zum Nein, allenfalls auch zum Ja 

negativ prädisponiert,  
Polarisierung zum Nein  

Szenarien Beteiligung nimmt leicht zu 
Szenarien Ausgang Volksabstim-
mung 

eher Ablehnung, eventuell Annahme Ablehnung 

Konfliktmuster   
signifikant Parteibindung (GPS/SP/CVP vs. FDP.Die Liberalen) 

Geschlecht (Frau vs. Mann)  
Alter (jung/mittel vs. alt) 
Schulbildung (mittel vs. tief/hoch)  
 

Parteibindung (GPS/SP vs. CVP/FDP.Die Liberalen/SVP  
Sprachregion (DCH vs. FCH/ICH) 
Geschlecht (Frau vs. Mann) 
Alter (jung vs. mittel/alt) 
Schulbildung (tief/hoch vs. mittel) 

nicht signifikant Sprachregion  
Siedlungsart 
Haushaltseinkommen 

Siedlungsart 
Haushaltseinkommen 

typologisch links/konservativ vs. rechts/liberal Elite/Basis, beschränkt links/rechts 
mehrheitsfähige Argumente   
Pro Familien stark belastet  

Familien an der Reihe  
hohe Steuerprogression ungerecht  

Anreize Energiesparen 
 

Contra Steuerausfälle unkalkulierbares Risiko 
Verlagerung CO2-Ausstoss 
sinkt Energieverbrauch = Steuerausfälle  

Bestimmungsgrad hoch (R2=0.50) mittel (R2=0.39) 
zentrale Polarität bisher Familien stark belastet vs. Steuerausfälle Energiesparen vs. unkalkulierbares Risiko 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 (n = 831) 
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4.1 Diskussion der Hypothesen 

4.1.1 Stimmbeteiligung 

Hypothese Beteiligung Volksabstimmung 

Bei zwei Vorlagen erwarten wir maximal eine mittlere Beteiligung. Es kommt 
dazu, dass von keiner der beiden Vorlagen eine hohe Mobilisierung ausgehen 
dürfte, denn keines der beiden Themen ist im Sorgenhaushalt der Bürger und 
Bürger und Bürgerinnen ganz oben angesiedelt. Das gilt für die GLP-Initiative 
noch deutlicher als für jene der CVP. 

Die Befunde aus der 1. Welle der SRG-Befragung bestätigen die Hypothese 
nicht.  

Die Beteiligungsabsichten sind nicht durchschnittlich, sondern über dem Mittel, 
jedenfalls wenn man den Zeitpunkt der Befragung miteinbezieht. In der laufen-
den Legislaturperiode hatten wir in der frühen Befragung zu einer Volksab-
stimmung noch nie 50 Prozent Teilnahmeabsichten.  

Entweder ist der Wert nun zu Recht so hoch, was für eine überdurchschnittli-
che Beteiligungsabsicht spricht: Bei einer normalen Wirkung des Abstim-
mungskampfes ist hier mit einer finalen Teilnahme über dem Mittel zu rechnen; 
oder aber er ist zu hoch, und es kommt eher zu einer Demobilisierung als zu 
einer Mobilisierung. Dies trifft vor allem dann ein, wenn die Spannung über den 
Ausgang verschwindet und die voraussichtlichen Verlierer kapitulieren. Wirklich 
entscheiden kann man diese Frage ohne Kenntnisse des realen Abstimmungs-
kampfes nicht.  

Grafik 39 

 

Für eine allgemein hohe Beteiligungsbereitschaft spricht, dass 2014 ein Re-
kordjahr in der politischen Partizipation war. Gemessen am Urnengang bei 
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Volksabstimmungen erreichte das Mittel den Höchstwert seit 1992. Der Mit-
telwert lag über der Hälfte. Die Einzelwerte sind seit dem Herbst 2013 fast 
unabhängig von den Themen hoch. Daraus kann man ableiten, dass die 
Grundmobilisierung, erzeugt durch den allgemeinen Gang der Politik seit jüngs-
ter Zeit, erhöht wäre. Eine hohe Beteiligung wäre demnach auch ohne spezifi-
sche Vorlagenwirkungen zu erwarten. 

Das zeigt sich auch in den aktuellen Zahlen. Denn der Vorsprung in den Beteili-
gungsabsichten, wie er 2012/3 für die linke Seite regelmässig nachgewiesen 
werden konnte, ist weitgehend verschwunden. Mobilisiert sind beide Pole, der 
linke und der rechte, während dies beim Zentrum erst teilweise der Fall ist. Der 
Wert für die momentane Beteiligung der CVP-Wählenden in der aktuellen Um-
frage spricht hierfür. Genau dies dürfte sich aber noch ändern, denn die partei-
spezifische Kampagne der CVP hat eben erst eingesetzt. 

Grafik 40 

 

Teilnahmeabsichten an Abstimmungen 2012-2015 nach Partei 
"Würden Sie selber an dieser Abstimmung bestimmt teilnehmen, eher teilnehmen, eher nicht teilnehmen oder bestimmt nicht 
teilnehmen?"  
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4.1.2 Volksinitiative "Familien stärken! Steuerfreie 
Kinder- und Ausbildungszulagen"  

Hypothese VI "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszu-
lagen" 

Die Initiative stammt aus den Reihen der CVP. Im Parlament ist sie deutlich 
abgelehnt worden. Die Ablehnung kam von links und rechts. Seither hat sich 
eine Mehrheit der SVP dem Unterstützungskomitee angeschlossen, und die 
Partei hat die Ja-Parole beschlossen. 

Erwartet wird bei der Meinungsbildung der Normalverlauf einer Volksinitiative, 
bei dem sich die Gegnerschaft im Verlaufe des Abstimmungskampfes aufbaut 
und das Lager der Befürworter schrumpft. Die Meinungsbildung dürfte aber 
durch das Kostenargument respektive durch dasjenige des Steuerausfalls rele-
vant zugunsten der Nein-Seite beeinflusst werden. Zielgruppen der Initianten 
und Initianten und Initiantinnen sind Familien selber wie auch konservative 
Wählerschichten.  

Typisiert ist in der CVP-Familieninitiative am ehesten eine potenzielle Mehr-
heitsinitiative zu sehen, die in der Volksabstimmung abgelehnt wird.  

Auch unsere zweite Hypothese wird durch die Befragungsdaten relativiert res-
pektive präzisiert.  

Das veränderte Konfliktmuster seit der Parlamentsentscheidung zur CVP-
Familieninitiative findet sich auch in der 1. SRG-Welle. Denn die Zustimmungs-
bereitschaft konzentriert sich nicht nur auf die CVP-Wählerschaft; dort ist sie 
lediglich am höchsten. Vielmehr finden sich mehrheitliche Zustimmungswerte 
auch bei SVP, SP und GPS. Nur bei der FDP.Die Liberalen sind die Mehrheiten 
entsprechend der erwarteten Parolen.  

Zu erwarten ist, dass die Umpositionierung der SVP – zuerst anhand des Positi-
onswechsels eines Teils der Fraktion, dann via Parteiparole sichtbar – der CVP-
Familieninitiative nützen wird. Denn unsere Befragung zeigt, dass auch eine 
knappe Mehrheit der SVP-Basis dafür ist und diese wohl eher zu- denn abneh-
men dürfte. Anders schätzen wir die Entwicklung bei den SP- respektive GPS-
Wählenden ein. Denn hier dürfte die Parole respektive die Parteiraison über-
wiegen. Mindestens ist die gegnerische Kampagne darauf angelegt und unsere 
Erhebung zeigt, dass die finanziellen Folgen einer Annahme die Schwachstelle 
der Initiative darstellen.  

Nun ist es im Voraus schwer abzuschätzen, was schliesslich überwiegt. Fest-
halten kann man nur die Ausgangslage. 
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Grafik 41 

 

Unsere  Übersicht zur Position der verschiedenen Merkmalsgruppen legt nahe, 
dass sich die CVP- und FDP-Wählerschaften gerade in diesem Thema funda-
mental widersprechen. Nahe bei der FDP.Die Liberalen-Wählerschaft sind in 
dieser Sache die Pensioierten, die Kinderlosen und Personen mit tiefer Schul-
bildung. Umgekehrt gilt, dass insbesondere italienisch sprechende Bürger und 
Bürgerinnen sowie Familien zu den Kerngruppen gehören, welche die CVP 
ansprechen kann. Analog der aktuellen Stimmabsichten steht der Mainstream 
der übrigen Parteien insgesamt eher auf der Ja- denn auf der Nein-Seite – eine 
Beobachtung, die durchaus situativen Charakter haben kann. Festhalten kann 
man hier, dass die Prädispositionen eher den Initianten und Initiantinnen als 
ihren Widersachern zu Pass kommen. Alles andere muss als Folge des Ab-
stimmungskampfes interpretiert werden.  

Deshalb formulieren wir den denkbaren Meinungsbildungsprozess bis zum 
Abstimmungstag offener.  

Für wahrscheinlicher halten wir das in der Hypothese genannte Normalszena-
rio. Dafür sprechen die Behördenposition und die Mehrheit der Parteiparolen. 
Hinzu kommt, dass die Mehrheit in der Befragung nur knapp über 50 Prozent 
liegt, knapper noch als bei der Referenzabstimmung zur SVP-Familieninitiative, 
die schliesslich abgelehnt wurde. Wie unsere Erhebung zeigt, wird auch eine 
Schwachstelle der Initiative sichtbar: Es sind die finanziellen Konsequenzen, die 
für einige der Zielgruppen der Nein-Kampagne wie die linken Wähler und Wäh-
lerinnen, jüngere Menschen und Angehörige tieferer (Bildungs-)Schichten 
durchaus problematisierbar sind. 

Möglich, wenn auch weniger wahrscheinlich, ist der Ausnahmefall. Hier sind 
die aktuellen Stimmabsichten ein Argument – aber auch der Argumententest in 
unserer Befragungsreihe spricht dafür. Der Problemdruck ist mehrheitlich ge-
geben, und nach den zahlreichen Steuervergünstigungen für die Wirtschaft 
erwarten verbreitete Kreise nun einen Ausgleich auf der gesellschaftlichen 
Seite. Hinzu kommt, dass das Nein-Lager weniger breit aufgestellt ist, als dies 
noch bei der Referenzabstimmung vor einem guten Jahr der Fall war. Nicht 
beurteilen können wir hier, ob dies für ein Volks- und Ständemehr reichen wür-
de, eine Problematik die gerade bei diesem Thema schon einmal entscheidend 
war.  
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4.1.3 Volksinitiative "Energie- statt 
Mehrwertsteuer" 

Hypothese VI "Energie- statt Mehrwertsteuer" 

Die Volksinitiative stammt aus den Reihen der GLP. Im Parlament ist sie deut-
lich abgelehnt worden. Die Ablehnung kam primär von rechts, teilweise aber 
auch von links.  

Erwartet wird bei der Meinungsbildung der Normalverlauf einer Volksinitiative, 
bei dem sich die Gegnerschaft im Verlaufe des Abstimmungskampfes aufbaut, 
die Befürwortung sich allenfalls verringert. 

Die Zustimmung dürfte schon in der Ausgangslage nur minderheitlich sein, 
denn die Relevanz der Problematik ist mehrheitlich nicht gegeben. Der Gegner-
schaft dürften die erwarteten Folgen für den Energiekonsum respektive den 
Staatshaushalt zu Hilfe kommen. Zielgruppe der Initianten und Initianten und 
Initiantinnen sind die ökologisch gesinnten Wählerschichten.  

Typisiert sehen wir in der GLP-Volksinitiative eine Minderheitsinitiative, die in 
der Volksabstimmung abgelehnt wird. 

Eindeutiger ist die Zwischenbilanz zur GLP-Initiative. Das Volksbegehren "Ener-
gie- statt Mehrwertsteuer" polarisiert in der stimmberechtigten Bevölkerung 
ähnlich wie im Parlament. Die zentrale Konfliktlinie verläuft zwischen links-
ökologischer Minderheit einerseits und der breiten Mehrheit anderseits. Die 
Gegensätze im Parlament waren allerdings noch etwas klarer, als sie es ge-
genwärtig unter den Teilnahmewilligen sind. 

In der Ausgangslage dominiert aber das Nein. Dies gilt sowohl für die Stimm-
absichten als auch für die Argumentenbewertung. Es korrespondiert auch mit 
der eindeutigen Erwartungshaltung zum Abstimmungsausgang, wie er in der 
Bevölkerung besteht. Schliesslich erwarten wir, aufgrund der Modellannahmen 
im Dispositionsansatz, dass sich das Nein verstärkt, das Ja sich sogar noch 
abbauen könnte. All das spricht für eine Ablehnung der Initiative, wobei noch 
etwas unklar ist, wie hoch der Nein- respektive Ja-Anteil am Ende ausfallen 
wird. Das wird selbst von den Initianten und Initiantinnen nicht bestritten, die 
einen Ja-Anteil von 30 Prozent für ein gutes Ergebnis halten, und erst einen 
solchen von unter 20 Prozent zur Katastrophe erklären.  

Unsere grosse Übersicht über die Positionen der politischen und gesellschaftli-
chen Gruppen lässt nur einen Schluss zu: Zwischen den bewusst ökologisch 
stimmenden Bevölkerungsgruppe links der Mitte und dem Mainstream in der 
Gesellschaft besteht gerade in dieser Frage ein erheblicher Unterschied. Ange-
führt wird die Gegnerschaft von der SVP-Basis, ihr nahe sind aber auch die 
FDP-Wählenden, Männer, Personen mit einer Berufsausbildung und zahlreiche 
weitere Gruppen.  
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Grafik 42 

 

Dies spricht dafür, dass der bestehende Gegensatz zwischen links-
ökologischem Lager einerseits und der Bevölkerungsmehrheit anderseits, mit 
dem erwartbaren Abstimmungskampf noch grösser werden könnte resp. das 
Ergebnis zur "Energie- statt Mehrwertsteuer"-Vorlage am Abstimmungstag 
deutlicher sein dürfte als in der jetzigen Befragung ersichtlich.  

4.1.4 Ausblick  

Die Meinungsbildung zu den zwei Abstimmungsvorlagen hat erst eingesetzt, 
wir stufen sie als mittel ein, weil die Themen erstens nicht neu sind und in der 
Abstimmungsarena grundsätzlich interessieren. Die Meinungsbildung ist aller-
dings bei Weitem nicht abgeschlossen, sodass Verschiebungen erwartet wer-
den.  

Der kleine Ausblick ist demnach vor allem darauf ausgerichtet abzuschätzen, 
was bis zum Abstimmungstag geschehen kann. Mit der zweiten Befragung 
werden wir das nochmals überprüfen können. 

 Bei der GLP-Initiative rechnen wir mit einer Ablehnung. Stand der 
Stimmabsichten, Konfliktmuster und Argumentenbewertungen sprechen 
dafür. Offen ist nur die Höhe der Ablehnung. 

 Den Ausgang zur CVP-Familieninitiative halten wir für offener. Wahr-
scheinlicher ist auch hier die Ablehnung, denn die Schwachstelle – die fi-
nanziellen Auswirkungen – zeichnet sich jetzt schon ab. Sicher ist das 
Nein zum jetzigen Zeitpunkt aber nicht. Denn das mit der Initiative be-
nannte Problem besteht.  
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4.2 Thesen 

These Stimmbeteiligung 

Die Stimmbeteiligung ist überdurchschnittlich hoch. Das hat mehr mit der all-
gemein gestiegenen Beteiligungsbereitschaft an Volksabstimmungen zu tun, 
als mit den Vorlagen selber. Noch ist unsicher, wie sie sich weiter entwickeln 
wird.  

These VI "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen" 

Die CVP-Familieninitiative ist eine potenziell mehrheitsfähige Volksinitiative. In 
der Ausgangslage würde ihr eine knappe Mehrheit zustimmen. Die Meinungs-
bildung ist allerdings erst mittelstark ausgeprägt; Veränderungen sind im ent-
scheidenden Masse möglich.  

Den Normalfall mit einer Abnahme der Zustimmung halten wir für wahrschein-
licher als den Ausnahmefall. Ausschliessen können wir aber nicht, dass die 
Zustimmung wächst oder sich hält, denn insbesondere die Argumente spre-
chen mehrheitlich für die Initiative.  

Die bisher zentrale Polarisierung aus Sicht der Stimmberechtigten betrifft den 
Gegensatz von Stützungsmassnahmen für Familien und finanziellen Folgen 
einer Annahme der Initiative.  

These VI "Energie- statt Mehrwertsteuer" 

Die GLP-Energieinitiative ist eine Minderheitsinitiative. Sie ist schon in der Aus-
gangslage nicht mehrheitsfähig, denn sie kennt bereits jetzt ein klar ersichtli-
ches Konfliktmuster. Dabei will das befürwortende, links-ökologische Lager 
nicht einmal geschlossen dafür stimmen. Die Meinungsbildung ist allerdings 
erst mittelstark ausgeprägt.  

Erwartet wird, dass der Normalfall eintritt mit steigenden Ablehnung und sin-
kender Zustimmung, was eindeutig für ein Nein spricht.  

Die bisher zentrale Polarisierung aus Sicht der Stimmberechtigten betrifft den 
Gegensatz von Energiesparen und Risiken, die man bei einer Abschaffung der 
Mehrwertsteuer eingeht. 
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5 Anhang 

5.1 Das Forschungskonzept 

Das Forschungskonzept dieser Studie orientiert sich an der Theorie und Empirie 
des generellen Dispositionsansatzes, der für das SRG-Trend-Mandat etwas 
vereinfacht ausgestaltet wurde. 

Das Konzept entstand aus unseren reichhaltigen Erfahrungen mit Vorbefragun-
gen zu Volksentscheidungen in der Schweiz auf nationaler, kantonaler und städ-
tischer Ebene. Es integriert zentrale theoretische Erkenntnisse der Abstim-
mungsforschung und richtet sich insbesondere an der politischen Kommunika-
tion aus.  

5.1.1 Der erweiterte Dispositionsansatz 

Der Dispositionsansatz wurde im Jahr 1998 vom gfs.bern entwickelt - primär 
um Prozesse der Meinungsbildung vor Volksabstimmungen analysieren zu 
können. Absicht war es, über einen sinnvollen Rahmen zu verfügen, mit dem 
Umfragedaten zum Entscheidungsprozess analysiert und interpretiert werden 
können.  

Den Elitetheorien der Meinungsbildung ist eigen, dass sie Abstimmungsergeb-
nisse als Folge von Entscheidungen politischer Akteure (Regierung, Parlament, 
Parteien, Verbände und Medien) sehen. Diese Akteure positionieren sich auf-
grund ihrer spezifischen Interessen, Weltanschauungen und Verantwortungen 
in einem bestimmten Umfeld und steuern dabei die Meinungsbildung der 
Stimmenden erfolgreich, indem sie vorhandene Konfliktlinien mobilisieren.  

Massentheorien der Meinungsbildung hingegen setzen bei den Entscheidun-
gen der Stimmenden an. Sie sehen diese Entscheidungen allgemein durch 
individuelle Grundhaltungen (wie Regierungsvertrauen, persönliche Werte, 
Parteibindung und Mitgliedschaften) respektive durch Interessen (aufgrund von 
Wohnort, Schicht, Alter und Geschlecht) determiniert. Hinzu kommen die All-
tagserfahrungen mit einem Thema, über das entschieden werden soll - respek-
tive mit dem Träger der Forderungen. Der Ausgang von Volksentscheiden ist 
hier offener konzeptualisiert. 

Bei Wahlen sind (meist emotional verankerte) Parteibindungen die relevante 
Prädisposition. Sie bestimmen in einem hohen Masse wie man Parteien, Kan-
didierende und Wahlkampfthemen wahrnimmt. Ersatzweise kommt die Positi-
onierung auf der Links/Rechts-Achse zum Zug. Eine solche Vereinfachung ist 
bei Volksabstimmungen direkt nicht möglich. Dafür variiert die Themenbreite 
der Vorlagen zu stark, und Abstimmungskämpfe sind weniger standardisiert als 
Wahlkämpfe. Entsprechend ist die informationsgestützte Meinungsbildung bei 
Sachentscheidungen wichtiger als bei den routinierteren Wahlen. Diese kann 
sich aus der spezifischen Informationsverarbeitung unter Eindruck der medialen 
Pro- und Contra-Kampagnen ergeben. Sie kann aber auch eine Folge von Heu-
ristiken sein, die man jenseits expliziter Vorlagen und Abstimmungen entwi-
ckelt hat, um einfach plausible Entscheidungen treffen zu können. Hinzu kom-
men die Alltagserfahrungen, die man zu einem Problem gesammelt hat, die 
ebenfalls hilfreich in die Meinungsbildung einfliessen. 

Statt alleine auf Parteibindungen zu setzen, arbeitet die Abstimmungsforschung 
deshalb gerne mit Prädispositionen: Elementen der Meinungsbildung, die ge-
geben sind, bevor ein konkreter Prozess der Entscheidungsfindung einsetzt. 
Die Meinungsbildung steht nämlich weder ein für alle Male fest, noch beginnt 
sie jedes Mal bei Null. Analog dazu wird unterschieden zwischen: 
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 Meinungsaufbau (aus Unentschiedenen werden Entschiedene) 

 Meinungswandel (aus Vorentschiedenen werden Entschiedene in die 
entgegengesetzte Richtung) 

 Meinungsstabilisierung (aus Vorentschiedenen werden Entschiedene in 
die sich abzeichnende Richtung) 

Vorbestimmtheit von Volksabstimmungen nennen wir Prädisponiertheit. Deren 
Mass und Grad hängen dabei einerseits vom generellen Vorhandensein rele-
vanter Prädispositionen ab und sind anderseits von der Art und Weise be-
stimmt, wie Abstimmungskampagnen diese Prädispositionen mobilisieren, 
verstärken oder verändern können. Insgesamt gilt, dass die Prädisponiertheit 
von Abstimmungen geringer ist als diejenige von Wahlen, insbesondere von 
Parteiwahlen.  

Zu den bei Volksabstimmungen relevanten Prädispositionen zählen wir insbe-
sondere: 

 Alltagserfahrungen mit dem Abstimmungsgegenstand (Problembe-
wusstsein) 

 eindeutige Interessenslagen hinsichtlich einer Vorlage (aufgrund von 
Nutzen/Schadenserwartungen) 

 durch Politik und Kultur bestimmte Werthaltungen (wie Einstellung zum 
Staat, Präferenzen für Lösungsansätze politischer Probleme) 

 die Parteibindung (inklusive die Position der Bürger und Bürgerinnen auf 
der Links/Rechts-Achse) 

 Abstimmungsroutinen (wie die Teilnahmeabsicht, Regierungsvertrauen/-
misstrauen). 

Untenstehende Grafik zeigt auf, wie die verschiedenen Bestandteile, die hier 
eingeführt wurden, die Entscheidungen (Dispositionen) selbst theoretisch de-
terminieren.  

Grafik 43 
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Wenn immer möglich, ziehen wir Analysen der Medienberichterstattung wäh-
rend des Abstimmungskampfes mit in unsere Überlegungen ein. Sie sind aber 
kein fester Bestandteil der SRG-Trend-Untersuchungen. Eine einfache Gleich-
setzung der Verhältnisse und Trends hat sich indessen nicht bewährt, denn die 
Medienberichterstattung ist meist behördentreuer, als dies aus den Stimmab-
sichten zum Ausdruck kommt. Immerhin; die Medien reagieren in vielfältiger 
Art und Weise auf Veränderungen in der (wahrgenommenen) Bevölkerungs-
meinung, wodurch gewisse Rückkoppelungseffekte auf die Meinungsbildung 
entstehen können. Dementsprechend können Trendverläufe in der Medienbe-
richterstattung durchaus von Belang sein. Dies gilt umso mehr, als beim indivi-
duellen Stimmenentscheid oftmals grosse Unschlüssigkeit besteht oder 
Stimmabsichten nur labil vorbestimmt sind. 

Der zwischenzeitlich materiell stark ausgebaute Dispositionsansatz stützt sich 
empirisch nicht nur auf die Sonntagsfrage(n) zu den Stimm- und Teilnahmeab-
sichten, wie das beispielsweise die Vorschriften des Verbandes der Markt- und 
Sozialforschung minimal verlangen, sondern berücksichtigt auch weitere Ein-
stellungsfragen. Im genannten Mandat sind dies der Argumententest und das 
Konfliktmuster, wie es bei den Stimm- und Teilnahmeabsichten zum Ausdruck 
kommt. Sie werden verwendet, um die Ausgangslage und Möglichkeiten von 
Kampagnen im Abstimmungskampf zu bestimmen und damit das Potenzial von 
Veränderungen auszuloten. 

Beim Konfliktmuster, das durch die Positionen der Parteiwählerschaften zum 
Ausdruck kommt, wird zwischen den nachstehenden Ausgangslagen unter-
schieden: 

 Isolierung des rotgrünen Lagers (alle gegen SP/GPS): 6 Wochen Ferien 

 Isolierung der SVP (alle gegen SVP): Volkswahl des Bundesrats 

 Isolierung der FDP.Die Liberalen (alle gegen FDP.Die Liberalen): Abzo-
cker-Initiative 

 Mitte/Links (SP/GPS, CVP) vs. rechtsbürgerlich (SVP/FDP.Die Liberalen): 
Bausparen, Sicheres Wohnen im Alter 

 modern (SP/GPS/FDP.Die Liberalen) vs. konservativ (SVP/CVP): kein ak-
tuelles Beispiel 

Dabei stützen wir uns zunächst auf die Vorbefragungen ab - das heisst auf die 
1. Welle im Rahmen der SRG-/SSR-Erhebungen. Wir beobachten aber auch den 
Meinungswandel, der hier einiges häufiger vorkommt als insgesamt. Das ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die Parteiwählerschaften anders als die Be-
hörden prädisponiert sind, aber der Parole einer Partei folgen, wenn sich diese 
für den Behördenstandpunkt einsetzt.  

5.1.2 Anwendung auf Volksinitiativen 

Fast allen Volksinitiativen ist gemeinsam, dass deren Forderungen von Regie-
rung und Parlament nach der Behandlung abgelehnt oder zu Gegenvorschlägen 
umformuliert (und somit zu Behördenvorlagen) werden – was sich wiederum 
auf die meinungsbildenden Eliten (vor allem Parteien, indirekt aber auch damit 
verbundene Interessenorganisationen oder Massenmedien) auswirkt. Das un-
terscheidet Meinungsbildungsprozesse zu Volksinitiativen von solchen zu Be-
hördenvorlagen grundlegend. 

Dementsprechend ist auch die Zustimmungsrate des Elektorates zu Initiativen 
geringer. Gegenwärtig scheitern drei von vier Volksinitiativen an der Urne. Die-
ser Wert hat sich in den letzten zehn Jahren erheblich erhöht, denn er lag seit 
den 70er-Jahren regelmässig unter 10 Prozent. 



60 

Grafik 44 

  

Von Volksinitiativen aufgegriffene Themen beinhalten meist einen Sachverhalt, 
der in der Öffentlichkeit bereits mehr oder minder ausführlich behandelt wurde. 
Ohne einigermassen verbreitetes Problembewusstsein ist es schwierig, im 
vorgeschriebenen Zeitrahmen genügend Unterschriften für das Zustandekom-
men einer Vorlage zu sammeln. Das heisst indes nicht, dass die von einer Initi-
ative vorgeschlagene Problemlösung im gleichen Masse bekannt sein muss, 
ausser sie ist allein durch ihren Titel klar. Entsprechend muss die Meinungsbil-
dung hinsichtlich des Problems und hinsichtlich seiner spezifischen Behebung 
durch die Initiative unterschieden werden. Wir postulieren hier generell, dass 
das Problembewusstsein erfolgreicher Initiativen prädisponiert ist, nicht aber 
die Lösungspräferenz, da sich diese erst im Verlaufe eines Meinungsbildungs-
prozesses auf die Entscheidungsabsichten auswirkt.  

Die Ausgangslage für eine Volksinitiative wird durch das Mass des wahrge-
nommenen Problembewusstseins in der Öffentlichkeit bestimmt. Je problema-
tischer eine Situation eingeschätzt wird, desto eher findet sich vor einer Kam-
pagne eine Zustimmungsbereitschaft zur entsprechenden Initiative. Je weniger 
dringlich ein Problem beurteilt wird, desto eher liegt eine offene, allenfalls so-
gar negativ vorbestimmte Ausgangslage vor.  

Unsere – für die Entscheidung zu Volksinitiativen spezifizierte – These lautet 
demnach: Bei einer Volksinitiative kommt es in der Regel zu einer Verlagerung 
der kollektiven Meinungsbildung von der Beurteilung des angesprochenen 
Problems zur Beurteilung der vorgeschlagenen Lösung. Dies alleine kann die 
Stimmabsichten beeinflussen. Entsprechend formulieren wir zwei generelle 
Hypothesen zu Trends in der Meinungsbildung bei Volksinitiativen: 

 Der Nein-Anteil nimmt mit der Dauer des Abstimmungskampfes zu. 

 Der Ja-Anteil nimmt mit der Dauer des Abstimmungskampfes ab. 

Damit ist nur etwas über die Richtung ausgesagt, nicht aber über das Ausmass 
der Veränderung. Dieses hängt davon ab, wie stark die Prädisponierung (vor 
allem der Ja-Seite) ist respektive wie viele Teilnahmewillige unentschieden sind 
und wie wirksam die Kampagnen auf solche Unsicherheiten eingehen. Dabei 
ist bekannt, dass die Schwachstellenkommunikation zum Lösungsvorschlag die 
effektivste ist, sprich: am ehesten Unschlüssige und latente Befürwortende zu 
Gegnern und Gegnerinnen werden lässt.  
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Tabelle 17  

Übersicht Meinungsbildungsprozesse bei Initiativen seit 2008 

Initiativ-Typ Vorlage Abstimmung 1./2. Welle 
Veränderung seit  

1./2. Welle 

  Ja 
in % 

Nein 
in % 

bestimmt 
/eher Ja 

in % 

bestimmt 
/eher Nein 

in % 

Differenz 
Ja 

Differenz  
Nein 

positiv prädisponiert ohne 
Mehrheitswandel, Annahme 

Abzocker-Initiative 68 32 65/64 25/27 3/4 7/5 

 Pädophilie-Initiative 64 36 74/59 19/33 -10/5 17/3 

 Ausschaffungsinitiative 52 48 58/54 36/43 -6/-2 12/5 

 
Zweitwohnungs-
Initiative 

51 49 61/52 27/37 -10/1 22/12 

negativ prädisponiert mit 
Mehrheitswandel wegen 
Enttabuisierung, Annahme 

Minarett 58 42 34/37 53/53 24/11 -11/-11 

 Masseneinwanderung 50 50 37/43 55/50 13/7 -5/0 

positiv prädisponiert mit 
Mehrheitswandel, Ablehnung 

Sicheres Wohnen Alter 47 53 55/46 25/35 -8/1 28/18 

 
Waffen 44 56 52/47 39/45 -8/-3 17/9 

 Bauspar-Initiative I 44 56 55/49 22/35 -11/-5 34/21 

 
Familieninitiative 42 58 64/49 25/43 -22/-7 33/15 

  Steuergerechtigkeit 42 58 58/45 23/40 -16/-3 35/5 

 Rentenalter 41 59 52/45 30/43 -11/-4 29/16 

 
Schutz vor  
Passivrauchen 

34 76 59/41 36/52 -25/-7 40/24 

        

negativ prädisponiert ohne 
Mehrheitswandel, Ablehnung 

Abschaffung  
Pauschalbesteuerung 

41 59 48/42 36/46 -7/-1 23/10 

 
kantonale  
Einheitskassen  

38 62 40/38 51/54 -2/0 11/8 

 Hanf 37 63 45/38 42/50 -8/-1 21/13 

 1:12-Initiative 35 65 44/36 44/54 -9/-1 21/11 

 Einbürgerung 36 64 48/33 37/56 -12/3 27/8 

 Verbandsbeschwerde 34 66 42/33 40/49 -8/1 26/17 

 Ferien-Initiative 34 66 39/33 55/63 -5/1 11/3 

 Kriegsmaterial 32 68 41/39 44/50 -9/-7 24/18 

 Kampfjet 32 68 34/- 55/- -2/- 13/- 

 Bauspar-Initiative II 31 69 47/42 38/45 -16/-11 31/24 

  Tieranwalt 30 70 45/- 44/- -15/- 26/- 

  Abtreibungsfinanzierung 30 70 35/36 58/58 -5/-6 9/10 

 MwSt-Diskriminierung 29 71 41/41 34/46 -12/-12 37/25 

 Aufhebung Wehrpflicht 27 73 35/31 57/63 -8/-4 16/10 

 Ecopop-Initiative 26 74 35/39 58/56 -9/-13 16/18 

 Behördenpropaganda 25 75 27/26 57/60 -2/-1 18/15 

 Staatsverträge vors Volk 25 75 44/33 44/55 -19/-8 31/20 

 Volkswahl Bundesrat 24 76 25/25 67/66 -1/-1 9/10 

  Mindestlohn-Initiative 24 76 40/30 52/64 -16/-6 24/12 

  Gold-Initiative 23 77 44/38 39/47 -21/-15 38/30 

*Unverjährbarkeitsinitiative nicht befragt 
 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 
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Die tabellarische Übersicht kann auch grafisch dargestellt werden. Dabei inte-
ressieren auf der einen Seite der Startwert der Initiative (y-Achse) und das 
Mass der Veränderung bis zum Abstimmungstag (x-Achse). Klar aufgezeigt 
wird so, dass die Abnahme der Zustimmungsbereitschaft während des Ab-
stimmungskampfes der Regelfall ist; die Abzocker-Initiative und die Massen-
einwanderungsinitiative bilden hier die Ausnahmen. Weiter zeigt die Gegen-
überstellung beider Informationen, dass das Mass der Abnahme nicht immer 
gleich ist, sondern (mitunter) vom Startwert abhängt. Tendenziell gilt: Je höher 
dieser ist, desto eher verändert er sich auch (nach unten) – je geringer er dage-
gen ausfällt, desto geringer ist auch der Spielraum. Allerdings, und das ist die 
dritte Botschaft der Grafik, gibt es auch Initiativen, die (recht) hoch starten und 
bei denen sich dennoch keine grossen Veränderungen in den Stimmabsichten 
einstellen. Bei diesen sind die Kampagnenwirkungen der Nein-Seite gering, sei 
es wegen inadäquaten Vorgehens der Gegnerschaft oder aber wegen eines 
hohen vorhandenen Problemdrucks.  

Grafik 45 

 

Lesebeispiel: Die Grafik enthält die Informationen aller SRG-/SSR-Befragungen, 1. Welle, zu Zustimmung und Trendentwicklung (bis zum 
Abstimmungstag) zur Initiative. Je höher eine Vorlage rangiert ist, desto stärker war die Zustimmungsbereitschaft in der Ausgangslage. Je linker sie 
aufgeführt ist, desto grösser war der Rückgang an Zustimmung bis zum Abstimmungstag. Wenn die Zustimmung wuchs, befindet sich die Vorlage 
in der rechte Grafikhälfte. Extrembeispiel sind die Abzocker-Inititive, die Initiative zum Schutz vor Passivrauchen (hohe Zustimmung in der 
Ausgangslage, hoher Rückgang bis zum Abstimmungstag) und die Kampfjet-Initiative (geringe Zustimmung in der Ausgangslage, geringer 
Rückgang bis zum Abstimmungstag). 

Idealisiert und vereinfacht kann das mit den nachstehenden Schemata festge-
halten werden. 

 Mehrheitlich positiv prädisponierte Mehrheit in der Ausgangslage, kaum 
Opposition zum Lösungsvorschlag oder sehr hoher Problemdruck: Nein 
nimmt zu, Ja bleibt (fast) stabil, Vorlage wird (in der Regel) angenommen. 

 Mehrheitlich positiv prädisponierte Mehrheit in der Ausgangslage, be-
schränkt hoher Problemdruck und Opposition zum Lösungsvorschlag: 
Nein nimmt zu, der Ja-Anteil nimmt ab. Die Vorlage wird abgelehnt, aus-
ser prädisponierter Ja-Anteil über 50 Prozent ist höher als der nachfol-
gende Meinungswandel während des Abstimmungskampfes. 

 Minderheitlich positiv prädisponierte Mehrheit in der Ausgangslage: 
Nein-Anteil nimmt zu, Ja-Anteil nimmt ab, Vorlage wird abgelehnt. 
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Grafik 46 

  

In Ausnahmefällen kann Letzteres ausbleiben. Das ist nach unserer Auffassung 
dann der Fall, wenn es mit der Initiativentscheidung zu einem Tabubruch 
kommt, mit dem sich eine Proteststimmung aufbaut. Es ist möglich, dass sich 
die Zusammensetzung der Teilnahmewilligen (zugunsten der Initiative) ändert 
oder auch ein kurzfristiger Meinungswandel im Sinne des Zeichensetzens ent-
steht. Nach unserer Erfahrung ist das sehr selten; es muss sich aufgrund der 
Beteiligungsabsichten (im Abstimmungskampf stark steigend) andeuten, im 
Argumententest sichtbar werden (indem Gegner und Gegnerinnen und Un-
schlüssige vermehrt Ja-Botschaften zustimmen), und es braucht in der Regel 
eine doppelte Öffentlichkeit, was bedeutet, dass Mainstreammedien gegen die 
Initiative sind, Zielgruppenmedien aber eine verbreitete Zustimmung erahnen 
lassen. Unter diesen Bedingungen tritt der vierte und unten postulierte Verlauf 
ein: Hier hinkt die Darstellung allerdings etwas, da die Beteiligungsabsichten 
asymmetrisch zunehmen.  

Grafik 47 

  

Das Ausmass des Meinungswandels ins Nein ist schwer vorhersehbar: Gene-
rell gilt: Je ausgeprägter das Problembewusstsein ist, desto kleiner fällt es aus. 
Eine rein mechanische Betrachtung führt indessen nicht zum Ziel; es braucht 
auch eine dynamische Analyse, die beispielsweise die konkreten Kampagnen-
aktivitäten miteinbezieht. Die obenstehende Übersicht zeigt, dass ein Rückgang 
des Ja-Anteils (fast) immer zu beobachten ist, das Ausmass dieses Rückgangs 
aber zwischen 2 und 25 Prozent variiert. Das Mittel (seit 2008) beträgt rund 
zehn Prozent. Grösser ist der Umschwung auf der Nein-Seite; im Schnitt be-
trägt er 25 Prozent. Beide Maxima wurden beim "Schutz vor Passivrauchen" 
(23. September 2012) erreicht. 
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Grafik 48 

 

Eine klare Regel dazu, wie gross der zu erwartende Anteil der Veränderung in 
den Stimmabsichten ist, gibt es so nicht. Am ehesten kann geltend gemacht 
werden, dass der Prozentsatz "eher-befürwortender" Bürger und Bürgerinnen 
ein brauchbarer Prädiktor ist. Allerdings kennen wir zwei Typen von Verände-
rungen: Beim einen schmilzt der ganze Anteil der Befürwortenden weg (Passiv-
rauchen, Staatsverträge, allenfalls auch eigene vier Wände), beim anderen Ty-
pus hingegen nur weniger als die Hälfte. Zum ersten Szenario kommt es, wenn 
das Anliegen selbst sehr sympathisch wirkt und so vorerst viel Zustimmung 
generiert – während die darauf folgende Kritik am Inhalt der Vorlage dann zur 
Erosion der Unterstützung führt. Das zweite Szenario hingegen hat verschiede-
ne Ursachen: unter anderem diejenige, dass die Zustimmung von Beginn weg 
gering ist und sich mit den Kampagnen auch nicht viel ändert.  

5.1.3 Anwendung auf Behördenvorlagen 

Zu Behördenvorlagen zählen wir: obligatorische Referenden, fakultative Refer-
enden und Gegenvorschläge zu Volksinitiativen. Ihnen ist gemein, dass sie vom 
Parlament mehrheitlich abgesegnet wurden. Wenn es sich um Verfassungsän-
derungen handelt, kommt es automatisch zu einer Volksabstimmung. Geset-
zesvorlagen hingegen kommen nur dann vors Volks, wenn 50'000 Bürger und 
Bürgerinnen dies verlangen. In diesem Fall ist mit einer organisierten Oppositi-
on zu rechnen, während dies bei obligatorischen Referenden (mit Ausnahme 
gleichzeitiger Abstimmung zu Volksinitiative und Gegenvorschlag) nicht sein 
muss.  

Die These, die wir hierzu entwickelt haben ist kompliziert, da die Voraussetzun-
gen einer Volksentscheidung zuweilen wenig einheitlich sind: Einmal kann es 
an einer organisierten Opposition fehlen – ein andermal gibt es Fälle, wo die 
parlamentarische Allianz zerfällt, sobald es zu einer Volksabstimmung kommt. 
Dieses Szenario ist eigentlich nicht vorgesehen. Es erschwert die Annahme-
chancen in der Bevölkerung, denn die Situation gleicht jener, die wir bei Volks-
abstimmungen (in der Regel für Minderheitsinitiativen) beschrieben haben. Den 
Mechanismus nennen wir Meinungsbildung zum Nein. Beim Ausbleiben orga-
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nisierter Opposition kommt es zu einem lauen Abstimmungskampf, bei dem es 
an Kontroversen mangelt und es zu einer Zustimmung ohne grosse Beschäfti-
gung mit dem Thema kommt. Wir bezeichnen dies als Meinungsumschwung 
zum Ja.  

Der Normalfall bei Behördenvorlagen liegt dazwischen. Er ist durch folgende 
Eigenschaften in der Ausgangslage gekennzeichnet: 

 Die prädisponierte Zustimmung überwiegt die prädisponierte Ablehnung; 
es ist aber nicht zwingend, dass die Ja-Seite über eine absolute Mehrheit 
verfügt 

 Die nicht-prädisponierten Bürger und Bürgerinnen sind eine relevante 
Grösse 

Ein grosser Anteil nicht-prädisponierter Bürger und Bürgerinnen kann zwei un-
terschiedliche Ursachen haben: Einmal kann es sein, dass der Abstimmungs-
gegenstand zu alltagsfern ist und damit bei einem erheblichen Teil der stimm-
berechtigten Bevölkerung keine vorgängige Meinungsbildung erfolgt ist. Weiter 
ist es möglich, dass eine Vorlage so kompliziert ist, dass man aufgrund einer 
schnellen Beurteilung nicht zu einem endgültigen – oder auch nur vorläufigen – 
Schluss kommen kann.  

Die zentrale Wirkung des Abstimmungskampfes zu einer Behördenvorlage 
besteht in der Regel darin, dass dieser die anfänglich nicht-prädisponierten 
Stimmberechtigten polarisiert. Dabei gibt es keinen Schlüssel dafür, welche 
Anteile eher ins Ja respektive eher ins Nein wechseln – dies ist weitgehend 
variabel. Es kann vermutet werden, dass die Aktivitäten der einzelnen Akteure 
im Abstimmungskampf entscheidend sind. Mit anderen Worten: vom aktiven 
Verhalten der Befürwortenden, die für eine Behördenvorlage werben, und von 
der Propagandaintensität beider Seiten im Vergleich. Wir sprechen dann auch 
von einer kampagnenabhängigen Polarisierung zum Ja oder Nein. Im Unter-
schied zum Meinungsumschwung, wie wir ihn oben beschrieben haben, er-
fasst die Polarisierung nur die Unschlüssigen, nicht aber die vorentschiedenen 
Bürger und Bürgerinnen.  
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Tabelle 18  

Übersicht Meinungsbildungsprozesse bei Behördenvorlagen seit 2008 
Referenden   Vorlage Abstimmung 1./2. Welle 

Veränderung seit  
1./2. Welle 

      
Ja 

in % 
Nein 
in % 

best./eher 
dafür 
in % 

best./eher 
dagegen 

in % 

Differenz 
Ja 

Differenz  
Nein 

positiv prädisponiert, 
Meinungsaufbau Rich-
tung Ja, Annahme 

OR Med. Grundversorgung 88 12 66/71 10/10 22/17 2/2 

 GV Neuregelung Geldspiele 87 13 55/65 21/16 32/22 -8/3 

 GV Jugendmusikförderung 73 27 68/73 33/17 5/0 -6/10 

nicht-prädisponiert, Mei-
nungsaufbau Richtung 
Ja, Annahme 

OR Forschung am Menschen 77 23 49/- 14/- 28/- 9/- 

 OR Verzicht allg. Volksinitiative 68 32 19/29 40/32 49/39 -8/0 

 OR 
Spezialfinanzierung  
Luftverkehr 

65 35 42/49 26/23 23/16 9/2 

 FR Asylgesetz 78 22 48/57 29/29 30/21 -7/-7 

positiv prädisponiert, 
schwache Polarisierung 
Richtung Nein, Annahme 

FR Tierseuchengesetz 68 32 - - - -* 

 FR/ind. 
G. Betäubungsmittelgesetz 68 32 63/63 20/21 5/5 12/21 

 GV Komplementärmedizin 67 33 67/69 15/19 0/-2 18/14 

 FR Raumplanungsgesetz 64 36 54/59 18/22 10/5 18/14 

 OR FABI 62 38 56/56 27/28 6/6 11/10 

nicht-prädisponiert, Pola-
risierung Richtung Ja, 
Annahme 

FR Personenfreizügigkeit 60 40 50/50 40/43 10/10 0/-3 

 FR Epidemiengesetz 60 40 49/49 39/39 11/11 1/1 

 FR Tankstellenshops 56 44 46/48 47/45 10/8 -3/-1 

nicht-prädisponiert, Pola-
risierung Richtung Nein, 
Annahme oder Ableh-
nung 

FR IV-Zusatzfinanzierung 55 45 51/50 27/32 4/5 8/13 

 FR ALV-Revision 53 47 49/48 25/30 4/5 22/17 

 FR Unternehmenssteuerreform 51 49 43/- 29/- 8/- 20/- 

 FR Biometrischer Pass 50 50 47/49 39/37 3/1 11/13 

 GV Ausschaffungsinitiative 46 54 41/43 49/49 5/3 5/5 

 FR Buchpreisbindung 44 56 48/40 39/47 4/-4 17/9 

 FR Autobahnvignette 40 60 53/50 41/46 -13/-10 19/14 

positiv-prädisponiert mit 
Meinungsumschwung 
zum Nein, Ablehnung 

OR Familienartikel** 54 46 66/55 33/35 -12/-1 13/11 

 GV Krankenversicherung 31 69 62/39 18/45 -31/-8 51/24 

negativ-prädisponiert, 
Ablehnung 

FR Gripen-Beschaffung 47 53 42/44 42/51 5/3 11/2 

 FR BVG Umwandlungssatz 27 73 17/- 66/- 10/- -7/- 

 FR Managed Care 24 76 33/28 44/58 -9/-4 32/18 

** beim Volksmehr angenommen, am Ständemehr aber gescheitert  

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 
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Auch dieser Meinungsbildungsprozess kann, wie wir es bei den Volksinitiativen 
gemacht haben, visuell dargestellt werden. Die Übersicht zeigt, dass es wohl 
drei Typen von Ausgangslagen und Prozesse der Meinungsbildung gibt: 

 Zuerst der Fall, bei dem der Startwert der Zustimmung hoch ist - egal, 
was mit der Meinungsbildung passiert. Sind die Kampagneneffekte ge-
ring, wird die Vorlage in der Abstimmung (klar) angenommen. 

 Es folgt der Fall, bei dem die ursprüngliche Zustimmung zwischen 40 
und 55 Prozent liegt. Hier kommt es auf die Richtung und das Mass der 
Meinungsbildung an. Der Normalfall besteht darin, dass die Zustimmung 
steigt: Der Abstimmungsausgang hängt vom Mass beider Effekte (An-
stieg Ja- und Nein-Anteile) ab; die Annahmechancen sind aber gegeben. 
Wenn die Zustimmungsbereitschaft sinkt, kommt es zu einer Ablehnung.  

 Schliesslich gibt es den Fall, bei dem die Zustimmung schon von Anfang 
an tief ist. Auch hier spielt es keine Rolle, in welche Richtung sich die 
Veränderung einstellt, da die Vorlage ohnehin in der Volksabstimmung 
scheitert.  

Grafik 49 

 

Lesebeispiel: Die Grafik enthält die Informationen aller SRG-/SSR-Befragungen, 1. Welle, zu Zustimmung und Trendentwicklung (bis zum 
Abstimmungstag) zu Behördenvorlagen. Je höher eine Vorlage rangiert ist, desto stärker war die Zustimmungsbereitschaft in der Ausgangslage. Je 
linker ist aufgeführt ist, desto grösser war der Rückgang an Zustimmung bis zum Abstimmungstag. Wenn die Zustimmung wuchs, befindet sich 
die Vorlage in der rechten Grafikhälfte. Extrembeispiele sind Verzicht auf allgemeine Volksinitiative (geringe Zustimmung in der Ausgangslage, 
starke Zunahme bei zum Abstimmungstag), Managed Care (tiefe Zustimmung in der Ausgangslage, Rückgang bis zum Abstimmungstag), 
Geldspiele (mittlere Zustimmung in der Ausgangslage, hohe Zunahme bis zum Abstimungstag) resp. Gesundheitsartikel (hohe Zustimmung in der 
Ausgangslage, starker Rückgang bis zum Abstimmungstag). 

Wir brauchen drei Hypothesen, um dies zusammenfassen zu können: 

 Meinungsumschwung ins Ja: Der Ja-Anteil steigt während des Abstim-
mungskampfes – der Nein-Anteil sinkt. Es kommt zu einer Annahme der 
Vorlage. 

 Polarisierung (entweder ins Ja- oder ins Nein-Lager): Ja- und Nein-Anteile 
steigen gleichzeitig, bei der (häufiger vorkommenden) Polarisierung ins 
Nein stärker zugunsten der Gegnerschaft, bei der (selteneren) Polarisie-
rung ins Ja vermehrt zugunsten der Befürwortenden. Der Ausgang ist of-
fen. Er hängt von der Stärke der Einzeleffekte ab. Wenn der prädisponier-
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te Nein-Anteil grösser ist als der Ja-Anteil, ist mit einer Ablehnung zu 
rechnen. 

 Meinungsumschwung ins Nein: Der Nein-Anteil steigt während des Ab-
stimmungskampfes, der Ja-Anteil sinkt. Es kommt zu einer Ablehnung 
der Vorlage.  
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Grafik 53 

 

Grafik 54 

 

Hier ist es noch schwieriger als bei Initiativen, einen typischen Durchschnitts-
wert für die hauptsächlichen Veränderungen während des Abstimmungskamp-
fes zu bestimmen. Ohne den Zerfall des befürwortenden Lagers ist eine Vertei-
lung der Unschlüssigen in der ersten Umfrage im Verhältnis von 1:1 der beste 
Näherungswert für den Ausgang. Die Varianz ist allerdings beträchtlich: Einen 
klaren Ja-Trend fanden wir beispielsweise bei der Geldspielvorlage; derweil war 
der Nein-Trend bei der Komplementärmedizin der bisher grösste.  

5.1.4 Anwendung auf die Stimmbeteiligung 

Bisher wenig beachtet wurden die Auswirkungen der Abstimmungskämpfe auf 
die Mobilisierung, respektive auf die Verteilung der Stimmabsichten. Das hat 
auch damit zu tun, dass die Identifizierung von Zusammenhängen angesichts 
einer rasch wechselnden Zahl an Vorlagen und Themen nicht ganz einfach ist. 

Wir halten fest, dass auch hier die Auffassung widerlegt ist, die Beteiligungs-
höhe hinge nur vom Abstimmungskampf ab. Vielmehr gilt, dass es einen So-
ckel routinemässig teilnehmender Bürger und Bürgerinnen gibt sowie einen 
Anteil der Bevölkerung, der sich in Abhängigkeit vom Klima, der Konfliktsituati-
on und der eigenen Meinungsbildung beteiligt.  

Positiv prädisponierte Behördenvorlage mit Meinungswandel zum 
Nein, Ausgang offen 

in % Stimmberechtigter mit Teilnahmeabsicht

Vor der Kampagne Während der Kampagne Abstimmungstag
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Unentschieden
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Grafik 55 

 

Zudem halten wir fest, dass die mittlere Beteiligung an Volksabstimmungen im 
vergangenen Jahr 2014 bei 52% lag, was klar über dem aktuellen Legislatur-
mittel von 45.7 liegt5. Stimmbeteiligungen zwischen 40 und 50 Prozent zeigen 
meist keine relevanten Veränderungen in der Zusammensetzung des Elektora-
tes. Fällt die Beteiligung jedoch höher aus, nimmt vor allem der Anteil der we-
nig politischen Bürger und Bürgerinnen zu und die Chancen populistisch ge-
prägter Entscheidungen steigen. Bei geringeren Teilnahmewerten beteiligen 
sich die Bürger und Bürgerinnen mit starkem Interesse an der Politik ver-
gleichsweise mehr, so dass die Chancen kurzfristiger Veränderungen sinken.  

In unseren Befragungsreihen fällt auf, dass zu Beginn der vorletzten Legislatur-
periode die latente Demobilisierung eines hochpolitisierten Elektorates wäh-
rend des Abstimmungskampfes eher die Regel war, während seither fast 
durchwegs von einer Mobilisierungswirkung durch Abstimmungskampagnen 
ausgegangen werden kann – dies aber bei einem etwas weniger politisierten 
Publikum.  

Ersteres fand sich insbesondere in der Phase nach der Abwahl von Christoph 
Blocher aus dem Bundesrat. Auffälliger Wendepunkt war die Entscheidung 
über die Minarett-Initiative: Nie zuvor (oder danach) nahm die Beteiligungsab-
sicht während des Abstimmungskampfes so stark zu. Sie war am Abstim-
mungstag klar höher als zu Beginn. Dies wiederholte sich auch bei anderen 
Abstimmungen, wenn auch nicht mehr in solchem Ausmass.  

Mit anderen Worten: Nach den Wahlen 2007 waren die Schweizer Stimmbe-
rechtigten so polarisiert wie kaum zuvor; dies führte zu einer dauerhaft erhöh-
ten Beteiligungsbereitschaft. Der Effekt war jedoch nachlassend und nimmt 
seither vermehrt wieder die Funktion der vorlagenspezifischen Meinungsbil-
dung an. 

                                                      
5http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/03/blank/key/stimmbeteiligung.html 
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Tabelle 19 

Übersicht über Beteiligungsabsichten in 1./2. Welle und effektiven 
Beteiligungen (2012-2014) 
Abstimmung 

Beteiligungsabsicht  
1./2. Welle in % 

Effektive vorlagenspezi-
fische Beteiligungen in % 

Zunahme 
1./2. Welle in % 

Beurteilung  
Beteiligung 

11.03.2012 39/41 43.1 – 45.1 4 – 6/2 – 4 normal 

17.06.2012 36/37 37.7 – 38 2/1 unterdurchschnittlich 

23.09.2012 38/42 41.5 – 42.3 3 – 4/0 leicht unterdurchschnittlich 

03.03.2013 44/44 45.6 – 46 2 normal 

09.06.2013 42/43 38.7 – 39.2 -3/-4 unterdurchschnittlich 

22.09.2013 43/45 45.5 – 46.4 3/1 normal 

24.11.2013 47/51 52.8 – 53.0 6/2 überdurchschnittlich 

09.02.2014 41/47 55.0 – 55.8 15/9 überdurchschnittlich 

18.05.2014 45/50 53.9 – 55.5 11/6 überdurchschnittlich 

28.09.2014 45/45 45.9 – 46.7 1-2 normal 

30.11.2014 47/52 48.7 – 49.4 2/-3 leicht überdurchschnittlich 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 

Beschränkt man sich auf die Mobilisierungsphase von Abstimmungskämpfen, 
kann man von einer mittleren Zunahme der Beteiligungsabsichten von einigen 
Prozentpunkten bis hin zum Abstimmungstag ausgehen. Lässt man den aus-
serordentlichen Minarett-Fall weg, kommt man dabei auf knapp fünf Prozent-
punkte. Die latente Demobilisierung davor betrug im Mittel zwei Prozentpunk-
te, ohne die erste Abstimmung nach den Wahlen gar nur einen Prozentpunkt.  

Die Zunahme der Beteiligung(sabsicht) hängt davon ab, ob es eine Vorlage gibt, 
die klar mobilisierend wirkt. Hinzu kommt, dass Abstimmungstermine mit meh-
reren Abstimmungsthemen eher mehr Zusatzbeteiligung auslösen als solche 
mit nur einer Vorlage. Hauptgrund dafür ist, dass die Beteiligung dann über den 
Sockel hinaus vorlagenspezifischer ausfallen kann. Verwiesen sei aber darauf, 
dass die Beteiligungswerte für die einzelnen Vorlagen nicht unbedingt identisch 
sein müssen. Mit anderen Worten: Zwischen der Beteiligung an sich und der 
Stimmabgabe zu den einzelnen Vorlagen kommt es immer mehr zu einer Diffe-
renzierung.  

Vereinfachend halten wir hier den Mobilisierungsfall als Regelbeispiel fest. Da-
bei nimmt die Stimmbeteiligung in Funktion des Abstimmungskampfes im Mit-
tel um 5 Prozentpunkte zu. Alles andere sind Ausnahmen; das gilt insbesonde-
re für den Fall der Minarett-Abstimmung, aber auch für die politklimatisch be-
einflusste Mobilisierung der Schweizer Stimmbürger und Stimmbürgerinnen 
nach der Abwahl von Christoph Blocher aus dem Bundesrat. 
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Grafik 56 

 

5.1.5 Prognose, Momentaufnahme oder Trend? 

Ergebnisse aus Abstimmungsumfragen sind per se Momentaufnahmen, keine 
Prognosen. Zu viele unbekannte Faktoren verhindern, sie direkt als Vorhersage 
verwenden zu können.  

Der Dispositionsansatz hilft, die Entwicklung verständlich zu machen. Da dieser 
auch von den Trends abhängig ist, die vom Abstimmungskampf beeinflusst 
werden, kann man - ohne Kenntnisse des spezifischen Kommunikationsmo-
mentes auf Befragungsbasis - an sich keine Prognosen machen.  

So geht die Abstimmungsforschung heute dahin, Umfrageergebnisse mit wei-
teren Daten zu kombinieren, die Aussagen über Meinungsbildung machen kön-
nen. Dazu zählen der Parolenspiegel, der Werbeaufwand in der Kampagne, 
aber auch die Medienpräsenz von Abstimmungskämpfen. Leider liegen diese 
Informationen mit Ausnahme der Parolen meist erst kurz vor der Abstimmung, 
allenfalls gar erst danach vor, sodass sie kaum verwendet werden können, um 
Prognosen zu machen. Genau genommen erlauben sie nur Retrognosen, also 
Prognosen im Nachhinein.  

Unseres Erachtens liegt das Hauptproblem von abstimmungsbezogenen Um-
fragen nicht in der oft behaupteten Mess(un)genauigkeit von Befragungen, 
sondern in der Sache selbst – das heisst in der Dynamik der Meinungsbildung, 
die nicht unabhängig vom Zeitpunkt und vom konkreten Verlauf ermittelt wer-
den kann.  

Dabei spielt die Karenzfrist zur Publikation von abstimmungsbezogenen Umfra-
gen, die sich der Branchenverband auf Wunsch der Politik selbst auferlegt hat, 
eine wichtige Rolle. Sie führt dazu, dass die letztmögliche Befragung am Ab-
stimmungstag meist zwischen zwei und drei Wochen alt ist. Effekte der 
Stimmabsichtsbildung, die sich danach vor allem durch die Mobilisierung erge-
ben, können empirisch nicht bestimmt werden. Sie könnten dann projiziert 
werden, wenn die Unentschiedenen verteilt und ein fester Anteil der Befürwor-
ter- und Gegnerschaft ausgewiesen wird. Diese vor allem im Umfeld der 
Gallup-Institute weltweit verwendete Methode hat sich bei Wahlen teilweise 
bewährt, bei Abstimmungen in der Schweiz jedoch nicht. Deshalb sind auch 
aus der zweiten Befragung punktgenaue Prognosen nicht möglich, sondern nur 

Normalentwicklung der Teilnahmeabsichten während 
Abstimmungskampf 

in % Stimmberechtigter 

1. Welle 2. Welle 3. Welle

Nichtteilnehmende
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 gfs.bern, Campaigning 
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Szenarien der weiteren Meinungsbildung, die zu verschiedenen Abstimmungs-
ausgängen führen können. Dies gilt umso deutlicher für die 1. Welle. Sie macht 
aber dennoch Sinn, weil die Trends in der Meinungsbildung für die Beurteilung 
von Abstimmungsgängen zentral sind und mit nur einer Befragung empirisch 
gar nicht bestimmt werden könnten. 

Trotz dieser Relativierungen kommt es in jüngster Zeit immer häufiger vor, dass 
man unabhängig von uns die SRG-/SSR-Daten zu Prognosezwecken verwen-
det. Das kann man aufgrund der 1. oder 2. Befragungswelle versuchen. Der 
Vorteil der 1. Erhebung besteht darin, dass die Vorhersage frühzeitiger erfolgt; 
sie ist aber auch riskanter. Bei der 2. Welle verteilen sich die beiden Gütekrite-
rien genau umgekehrt. Die Prognose ist kaum älter als das Abstimmungser-
gebnis, aber sie ist genauer.  

Tabelle 20 

Parolenspiegel Parteien Legislatur 2011 – 2014* 

Jahr  Datum  Vorlage  SP GPS GLP CVP EVP BDP FDP SVP 

% Ja-
Stim-
men 

2012 11. Mrz. 
VI "Schluss mit uferlosem Bau 
von Zweitwohnungen!" ja ja nein nein ja nein nein nein 50.6 

VI "Für ein steuerlich begüns-
tigtes Bausparen zum Erwerb 
von selbst genutztem Wohn-
eigentum und zur Finanzierung 
von baulichen Energiespar- 
und Umweltschutzmassnah-
men" nein nein nein ja nein ja ja ja 44.2 
VI "6 Wochen Ferien für alle" ja ja nein nein nein nein nein nein 33.5 

Bundesbeschluss über die 
Regelung der Geldspiele  
zugunsten gemeinnütziger  
Zwecke ja ja ja ja nein ja ja ja 87.1 

Bundesgesetz über die  
Buchpreisbindung ja ja nein ja ja nein nein nein 43.9 

17. Jun. 
VI "Eigene vier Wände dank 
Bausparen" nein nein nein nein nein 

Freiga-
be ja ja 31.1 

VI "Für die Stärkung der Volks-
rechte in der Aussenpolitik 
(Staatsverträge vors Volk!)" nein nein nein nein nein nein nein ja 24.7 

Änderung des Bundesgeset-
zes über die Krankenversiche-
rung (Managed Care) nein 

Freiga-
be ja ja ja nein ja nein 24.0 

23. Sept. 
Bundesbeschluss über die 
Jugendmusikförderung ja ja ja ja ja ja nein nein 72.7 

VI "Sicheres Wohnen im Alter" nein nein nein nein nein nein nein ja 47.4 

VI "Schutz vor Passivrauchen" ja ja nein nein ja nein nein nein 34.0 

23. Nov. 
Änderung des  
Tierseuchengesetzes (TSG) ja ja ja ja ja ja ja nein 68.3 

03. Mrz. 
Bundesbeschluss über die 
Familienpolitik ja ja ja ja ja ja nein nein 54.3** 

2013 
VI "gegen die  
Abzockerei" ja ja nein nein ja nein nein nein 67.9 

Bundesgesetz über die  
Raumplanung ja ja ja ja ja ja nein nein 62.9 

09. Jun. 
VI "Volkswahl des  
Bundesrates" nein nein nein nein nein nein nein ja 23.7 

Asylgesetz (AsylG) (Dringliche 
Änderungen des Asylgeset-
zes) nein nein ja ja ja ja ja ja 78.4 
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Jahr  Datum  Vorlage  SP GPS GLP CVP EVP BDP FDP SVP 

% Ja-
Stim-
men 

22. Sept. 
VI "Ja zur Aufhebung der  
Wehrpflicht" ja ja nein nein nein nein nein nein 26.8 

Bundesgesetz über die Be-
kämpfung übertragbarer  
Krankheiten des Menschen  
(Epidemiengesetz) ja ja ja ja ja ja ja nein 60.0 

Arbeitsgesetz (Liberalisierung 
der Öffnungszeiten von  
Tankstellenshops) nein nein ja ja nein ja ja ja 55.8 

24. Nov. 
VI "1:12 – Für gerechte  
Löhne" ja ja nein nein nein nein nein nein 34.7 

VI "Familieninitiative: Steuerab-
züge auch für Eltern, die ihre 
Kinder selber betreuen" nein nein nein nein ja nein nein ja 41.5 

Bundesgesetz über die Abgabe 
für die Benützung von  
Nationalstrassen 

Freiga-
be nein nein ja ja ja ja nein 39.5 

2014 09. Feb. 

Bundesbeschluss über die 
Finanzierung und den Ausbau 
der Eisenbahninfrastruktur 
(direkter Gegenentwurf zur 
zurückgezogenen VI "Für den 
öffentlichen Verkehr") ja ja ja ja ja ja ja nein 62.0 

VI "Abtreibungsfinanzierung ist 
Privatsache"  nein nein nein nein ja nein nein ja 30.2 

VI "Gegen Masseneinwande-
rung" nein nein nein nein nein nein nein ja 50.3 

18. Mai 

Bundesbeschluss über die 
medizinische Grundversorgung 
(direkter Gegenentwurf zur 
zurückgezogenen VI "Ja zur 
Hausarztmedizin") ja ja ja ja ja ja ja nein 88.0 

VI "Pädophile sollen nicht mehr 
mit Kindern arbeiten dürfen" nein nein nein nein nein ja nein ja 63.5 

VI "Für den Schutz fairer Löhne 
(Mindestlohn-Initiative)" ja ja nein nein nein nein nein nein 23.7 
Bundesgesetz über den Fonds 
zur Beschaffung des Kampf-
flugzeugs Gripen nein nein nein ja 

Freiga-
be ja ja ja 46.6 

28. Sept. 

VI "Schluss mit der MwSt-
Diskriminierung des  
Gastgewerbes!" nein nein nein 

Freiga-
be nein nein nein ja 28.5 

VI "Für eine öffentliche Kran-
kenkasse" ja ja nein nein ja nein nein nein 38.2 

30. Nov. 

VI "Schluss mit den  
Steuerprivilegien für Millionäre 
(Abschaffung der  
Pauschalbesteuerung)" ja ja nein nein ja nein nein nein 40.8 

VI "Stopp der Überbevölkerung 
– zur Sicherung der natürlichen 
Lebensgrundlagen" nein nein nein nein nein nein nein nein 25.9 

VI "Rettet unser Schweizer Gold 
(Gold-Initiative)" nein nein nein nein nein nein nein nein 22.7 

  
Anzahl Abstimmungen  
gewonnen 

21.5 21.5 29 24.5 21.5 27.5 23 17 
 

* ohne Abstimmung vom 13.02.2011 

** am Ständemehr gescheitert 

© SRG-Trend/gfs.bern, Daten: BFS (2014) 
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Bisher führend auf diesem Gebiet ist der Politikwissenschafter Oliver Strijbis. 
Er hat drei Modelle für Prognosen entwickelt, wobei sich zwei davon auf die 
gfs,bern-Umfragen im Rahmen des SRG-Trends beziehen. 

 Das erste Modell basiert alleine auf Parolen. Er schätzt, welches Ergeb-
nis aufgrund des Konfliktmusters wahrscheinlich ist, wenn man die Par-
teiempfehlungen zu Rate zieht.  

 Das zweite Modell ergänzt das erste mit den Resultaten der 1. Welle aus 
den SRG-/SSR-Trenderhebungen.  

 Das dritte Modell fügt dem zweiten auch jene der 2. Welle bei.  

Alle drei Modelle haben Vor- und Nachteile. Sie lassen sich anhand von Zeit-
punkt und Genauigkeit beschreiben. So ist das erste Modell meist am schnells-
ten, in aller Regel aber auch am ungenauesten. Genau das Gegenteil gilt für das 
dritte Modell.  

Prognosen von Strijbis mit dem dritten Modell sind erwartungsgemäss genauer 
als die Befragungen selber, allerdings auch nicht ohne Probleme. Die mittlere 
Abweichung vom Endergebnis beträgt rund 5 Prozentpunkte. In Einzelfall resul-
tieren deutlich grössere Differenzen. Man kann daraus ableiten, dass Effekte 
der Meinungsbildung, die in der 2. Welle nicht vorhanden waren, das Ender-
gebnis beeinflussen. In aller Regel geht man dabei von Last-swing-Effekten 
aus, also von Kampagneneinflüssen in letzter Minute.  

Tabelle 21 

Vorhersagen nach Strijbis und Resultat bei den prognostizierten 
Abstimmungen 2013/2014 
Datum Vorlage Typ Resultat Vorhersage Abweichung 

Sept. 2013 
VI "Ja zur Aufhebung der  
Wehrpflicht" Initiative 27 31 4 

Sept. 2013 Epidemiengesetz Referendum 60 54 6 

Sept. 2013 

Arbeitsgesetz  
(Liberalisierung der Öffnungszeiten von 
Tankstellenshops) Referendum 56 52 4 

Nov. 2013 VI "1:12 – Für gerechte Löhne" Initiative 35 34 1 

Nov. 2013 
VI "Familieninitiative: Steuerabzüge auch 
für Eltern, die ihre Kinder selber betreuen" Initiative 42 40 2 

Nov. 2013 
Bundesgesetz über die Abgabe für die 
Benützung von Nationalstrassen Referendum 40 48 8 

Feb. 2014 

Bundesbeschluss über die Finanzierung 
und den Ausbau der Eisenbahninfrastruk-
tur Referendum 62 63 1 

Feb. 2014 
VI "Abtreibungsfinanzierung ist  
Privatsache"  Initiative 30 40 10 

Feb. 2014 VI "Gegen Masseneinwanderung" Initiative 50 50 0 

Mai 2014 
Bundesgesetz über den Fonds zur Be-
schaffung des Kampfflugzeugs Gripen Referendum 47 50 3 

Mai 2014 Bundesbeschluss über die  
medizinische Grundversorgung Referendum 88 80 8 

Mai 2014 VI "Für den Schutz fairer Löhne (Mindest-
lohn-Initiative)" Initiative 24 25 1 

Mai 2014 VI "Pädophile sollen nicht mehr mit Kin-
dern arbeiten dürfen" Initiative 64 51 13 

Sept. 2014 
VI "Schluss mit der MwSt-Diskriminierung 
des Gastgewerbes!" Initiative 28 42 14 

Sept. 2014 VI "Für eine öffentliche Krankenkasse" Initiative 38 39 1 
Durchschnitt alle 5 

Durchschnitt Initiativen    5 

Durchschnitt Referenden    5 

© SRG-Trend/gfs.bern, Quelle: http://www.50plus1.ch/ 
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Unser vorläufiges Fazit lautet: Befragungen stellen keine punktgenauen Prog-
nosen dar – sie sind aber auch nicht beliebige Momentaufnahmen. In der Ab-
folge zweier Erhebungen kann man in der Regel die Ausgangslage und die 
Trends in der Meinungsbildung korrekt einschätzen. Was nach der zweiten 
Befragung geschieht, bleibt auch uns im Wesentlichen verborgen. Entspre-
chend kommuniziert wird spätestens mit der zweiten Befragungswelle einer 
von drei denkbaren Ausgängen:  

 "wird wahrscheinlich angenommen",  

 "wird wahrscheinlich abgelehnt",  

 "Ausgang offen". 

5.2 Die SRG-Befragung 

5.2.1 Der Fragebogen 

Kernbestandteile jeder Befragung im genannten Forschungsprojekt sind: 

1. Klärung der Stimmberechtigung 

2. Klärung der Teilnahme- respektive Stimmabsichten (Sonntagsfragen) 

3. Klärung der Zustimmung/Ablehnung mit je zwei oder drei Kernargumen-
ten der Pro- respektive Contra-Seite  

4. Klärung der Personen- und Ortsmerkmale (Geschlecht, Alter, Schulab-
schluss, Haushaltseinkommen, Siedlungsart (Stadt/Land), Sprachregion) 

Es werden die vom Verband VSMS respektive von uns entwickelten und stan-
dardisierten Fragen verwendet. Dies gilt insbesondere für den obigen Punkt 
zwei. So wird die Vergleichbarkeit erhöht, was wiederum die Interpretationssi-
cherheit – wie sie bei Wahlen besteht, bei Abstimmungen aber erst in Entwick-
lung begriffen ist – steigert.  

5.2.2 Die Stichprobenbildung 

Gesichert wird die Repräsentativität durch ein doppeltes At-random-Verfahren, 
das auf dem Telefonverzeichnis für Festnetzanschlüsse der Swisscom aufbaut. 
Dieses gilt unverändert als bestes, allgemein zugängliches Verzeichnis für Tele-
fonumfragen. Doppelt ist das systematische Zufallsverfahren deswegen, weil 
zuerst die Telefonhaushalte gezogen und erst dann in diesen die zu befragende 
Person mit der Geburtstagsmethode At-random bestimmt wird. Gesichert wird 
die Datenqualität durch siebenfache Kontaktversuche zu verschiedenen Tages-
zeiten zwischen 8 Uhr und 20 Uhr. Um der Problematik Rechnung zu tragen, 
dass das Swisscom-Verzeichnis seit 2009 nicht mehr alle Telefonnummer ent-
hält, ergänzen wir dieses durch Nummernblöcke privater Anschlüsse, die wir 
aus der Erfahrung erarbeitet haben.  

Befragt werden Personen mit Wohnsitz in der Schweiz. Auslandschweizer und 
Auslandschweizerinnen werden nicht berücksichtigt, da ihre Erreichbarkeit 
aufgrund spezifischer Datenschutzbestimmungen des Bundes mit CATI-
Befragungen nicht sichergestellt werden kann. Zur Grundgesamtheit zählen 
Personen, die der deutschen, französischen oder italienischen Sprache mächtig 
sind. Spricht die Person Schweizerdeutsch, wird diese auf Schweizerdeutsch 
befragt. Da die Erreichbarkeit von Personen in Mehrpersonenhaushalten bei-
spielsweise nach Geschlecht und Alter nicht ganz identisch ist, wird dies mit 
Vorgaben zu Maximalquoten für Befragte mit entsprechenden Merkmalen kon-
trolliert.  
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Repräsentativ sind diese, weil sie sich an der At-random-Theorie für die Stich-
probenbildung orientierten. Nach dieser ist eine Befragung repräsentativ, wenn 
alle Personen der Grundgesamtheit die gleiche Chance haben, befragt zu wer-
den. Das ist bei Telefonbefragungen nicht ganz, aber weitgehend der Fall. Ge-
wisse Einschränkungen ergeben sich aus dem Kreis der Personen, die über gar 
keine registrierte Privatadresse mehr telefonisch erreichbar sind. Tests hierzu 
zeigen, dass dies aber die Befragungsergebnisse nicht wesentlich beeinflusst, 
solange der diesbezügliche Anteil nicht wesentlich über 10 Prozent liegt.  

Die Genauigkeit der Aussagen hängt zunächst von der Repräsentativität ab, 
dann aber auch von der Anzahl der Befragten. Für die 1. Welle werden 1200 
Personen befragt, für die zweite 1400. Dies geschieht, um die Aussagegenau-
igkeit der letzten Befragungswelle insbesondere in den Sprachregionen etwas 
zu erhöhen. Dies wird zudem unterstützt, indem jede Welle letztlich aus drei 
Befragungen besteht: je einer in der deutsch-, französisch- und italienischspra-
chigen Schweiz. Dabei ist die Zahl der Befragten in den Sprachminderheiten 
bewusst zu hoch, denn das verringert die Unsicherheiten, die hier höher sind. 
Für gesamtschweizerische Aussagen wird diese mit einer Designgewichtung 
rückgängig gemacht, das heisst die Ergebnisse in den Sprachregionen fliessen 
in der korrekten Proportion in das gesamtschweizerische Resultat mit ein.  

Die Aussagegenauigkeit wird üblicherweise mit dem Stichprobenfehler be-
stimmt. Dieser besagt, in welchem Masse effektiv eine Abweichung von ei-
nem gemessenen Wert der Fall ist. Die Unsicherheit hängt zuerst von der 
Stichprobengrösse ab, dann von der Wahrscheinlichkeit, mit der man eine Aus-
sage machen will.  

Beispielhaft gilt: Bei einer Stichprobengrösse von 1200 Befragten und einer 
Irrtumswahrscheinlichkeit von maximal 5 Prozent (sprich in einem von 20 Fäl-
len), beträgt der Stichprobenfehler ±2.9 Prozent. Konkret heisst dies, dass ein 
ausgewiesener Wert von 50 Prozent maximal zwischen 47.1 und 52.9 Prozent 
variieren kann. Darüber hinaus gilt: Je kleiner die Zahl der Befragten ist, desto 
grössere ist der Stichprobenfehler. Dies gilt auch, wenn die verlangte Sicher-
heit erhöht wird. 

5.2.3 Die Befragungsarbeit 

Die Befragung wird in dem dezentralen und zentralen Telefonlabor des gfs-
Befragungsdienstes durchgeführt. Der gfs-Befragungsdienst ist eine gemein-
same Tochtergesellschaft von gfs.bern und gfs-zürich. Die Interviewer und 
Interviewerinnen arbeiten nach einer zentralen Schulung dabei wahlweise von 
einem Heimarbeitsplatz oder vom zentralen Telefonlabor in Zürich aus. Nach 
der erfolgten Schulung werden die neu instruierten Personen intensiv überprüft 
und unmittelbar kontrolliert. 

Befragt wird von Montag bis Samstag, wobei auch der Sonntag, nur auf 
Wunsch der Probanden, für vorterminierte Interviews genutzt wird. 

Während der ganzen Befragungsdauer werden rund 50 Interviewer und Inter-
viewerinnen aus dem Pool des gfs-Befragungsdienstes eingesetzt. Wir garan-
tieren, dass jeder und jede an den Interviews beteiligte höchstens fünf Prozent 
der Interviews durchführen. 
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Tabelle 22 

Technischer Kurzbericht SRG-Trend  
Volksabstimmung vom 08. März 2015 
Auftraggeber CR-Konferenz der SRG SSR 

Grundgesamtheit Stimmberechtigte mit Wohnsitz in der Schweiz 

Herkunft der Adressen Telefonverzeichnis der Swisscom (gepoolt) 

Datenerhebung telefonisch, computergestützt (CATI) 

Art der Stichprobenziehung 
geschichtet nach 

at random/nach Sprachregionen; Geburtstagsmethode im Haushalt 
Sprachregionen 

Befragungszeitraum 19. – 24. Januar 2015 
mittlerer Befragungstag 20. Januar 2015 

Stichprobengrösse minimal 1200, effektiv 1208 
n DCH: 702, n WCH: 304, n ICH: 202 

Stichprobenfehler +/- 2.9% 

Quotenmerkmale Geschlecht/Alter interlocked 

Gewichtung nach Sprache, Teilnahme, Parteiaffinität 

Befragungsdauer 
Mittel  
Standardabweichung 

 
10.3 Minuten  
3.1 Minuten 

Publikation 30. Januar 2015, 17h 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015  

5.2.4 Instrumentenvergleich 

Insgesamt liegen zwischenzeitlich zwei angefangene Befragungen vor. Beide 
beinhalten beide Abstimmungsvorlagen, basieren aber auf unterschiedlichen 
Vorgehensweisen.  

Die SRG-Trendumfragen basieren auf eine At-random-Stichprobe. Das heisst, 
die Stichprobenbildung funktioniert nach den Regeln des Zufallsverfahrens. 
Zufall meint dabei, dass ein systematisches Auswahlverfahren auf eine vordefi-
nierte Grundgesamtheit angewendet wird. Die Grundgesamtheit sind für die 
vorliegende Studie Stimmberechtigte mit Wohnsitz in der Schweiz, die einen 
verzeichneten Telefonanschluss haben, egal ob das ein Festnetz- oder ein Han-
dyanschluss ist.  

Die Umfragen von "20 Minuten" basieren auf einer nicht randomisierten Stich-
probe, die mittels Gewichtung nachträglich korrigiert wird. Das heisst, es ist 
offen, wer an der Mitmach-Umfrage teilnimmt. Beeinflusst wird dies dadurch, 
dass man einen Internet-Anschluss hat und sich auf die Plattform von "20min " 
begibt. Die entstehende Stichprobe wird nach Vorgaben gewichtet, sodass die 
Struktur der Stimmberechtigten stimmt.  

Die SRG-Umfrage wird in allen Landesteilen realisiert, die 20-Minuten-Erhebung 
umfasst lediglich die deutsche und die französische Schweiz, nicht aber das 
Tessin.  

Der Vorteil der Umfrage für "20 Minuten" besteht in der Stichprobengrösse, die 
deutlich höher liegt als bei der SRG-/SSR-Umfrage. Der Nachteil ist, dass das 
Auswahlverfahren keine individuelle Repräsentativität garantiert.  
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Tabelle  

Instrumentenvergleich 
Institut  gfs.bern 20 Minuten 

Befragung  Repräsentativ-Befragung Mitmach-Befragung, gewichtet 

Auswertung  Momentaufnahme Momentaufnahme 

Zeitvergleich  beabsichtigt beabsichtigt 

Raum DCH/FCH/ICH DCH/FCH 

Grundgesamtheit Stimmberechtigte User 20 Min. Plattform 

Befragungszahl 1'208 7'201 

Zeitraum 19. – 24. Januar 2015 20. – 21. Januar 2015 

Ergebnis  
VI Familien stärken 52:33 (15) 53:42 (5) 

Trend --- --- 

Ergebnis VI "Energie- 
statt Mehrwertsteuer" 

29:58 (13) 14:78 (8) 

Trend --- --- 

Beteiligung 50% 
 
--- 

Trend --- --- 

 SRG-Trend/gfs.bern, Abstimmung vom 08. März 2015 im Trend, 1. Welle, 19. – 24. Januar 2015 
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5.3 gfs.bern-Team  

 

CLAUDE LONGCHAMP 

Verwaltungsratspräsident und Vorsitzender der Geschäftsleitung gfs.bern, Ver-
waltungsrat gfs-bd, Politikwissenschafter und Historiker, Lehrbeauftragter der 
Universitäten Bern, Zürich und St. Gallen, Dozent an der Zürcher Hochschule 
Winterthur, am MAZ Luzern und am VMI der Universität Fribourg und am KPM 
der Universität Bern. 

Schwerpunkte: 
Abstimmungen, Wahlen, Parteien, politische Kultur, politische Kommunikation, 
Lobbying, öffentliche Meinung, Rassismus, Gesundheits- und Finanzpolitik 

Zahlreiche Publikationen in Buchform, in Sammelbänden und wissenschaftli-
chen Zeitschriften 

  

 

MARTINA IMFELD 

Projektleiterin, Politikwissenschafterin 

Schwerpunkte:  
Analyse politischer Themen und Issues, nationale Abstimmungen und Wahlen 
(SRG-Trend, VOX-Analysen, Wahlbarometer), Image- und Reputationsanalysen, 
Integrierte Kommunikationsanalysen, Medieninhaltsanalysen, Qualitative Me-
thoden, Gesellschaftsthemen (Jugendforschung, Rassismus, Familien, Mittel-
schicht) 

  

 

CLOÉ JANS 

Junior Projektleiterin, Politwissenschafterin 

Schwerpunkte: 
Abstimmungen und Wahlen, Gesellschaftsforschung, Kampagnen, Analyse 
politischer Themen und Issues, Medieninhaltsanalysen, Lehre 

  

 

STEPHAN TSCHÖPE 

Leiter Analyse und Dienste, Politikwissenschafter 

Schwerpunkte: 
Koordination Dienstleistungen, komplexe statistische Datenanalytik, EDV- und 
Befragungs-Programmierungen, Hochrechnungen, Parteien- und Strukturanaly-
sen mit Aggregatdaten, Integrierte Kommunikationsanalysen, Visualisierung 
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MEIKE MÜLLER 

Wissenschaftliche Mitarbeiterin, Soziologin und Medienwissenschafterin  

Schwerpunkte: 
Datenanalyse, Programmierungen, Integrierte Kommunikationsanalysen, Quali-
tative Datenanalysen, Koordination Dienstleistungen, Medienanalysen, Recher-
chen, Visualisierungen 

  

 

PHILIPPE ROCHAT 

Datenanalytiker, Politikwissenschafter 

Schwerpunkte: 
Datenanalyse und Datenbanken, Programmierungen, Integrierte Kommunikati-
onsanalysen, Medienanalysen, Recherchen, Visualisierungen, Hochrechnungen 

  

 

JOHANNA LEA SCHWAB 

Sekretariat und Administration, Kauffrau EFZ 

Schwerpunkte: 
Desktop-Publishing, Visualisierungen, Projektadministration, Vortragsadminist-
ration 

  



 

Das Forschungsinstitut gfs.bern ist Mitglied des Verbands 
Schweizer Markt- und Sozialforschung und garantiert, dass 
keine Interviews mit offenen oder verdeckten Werbe-, Verkaufs- 
oder Bestellabsichten durchgeführt werden.  
 
Mehr Infos unter www.schweizermarktforschung.ch 

 gfs.bern ag 
 Hirschengraben 5 
 Postfach 
 CH – 3001 Bern 
 Telefon +41 31 311 08 06 
 Telefax +41 31 311 08 19 
 info@gfsbern.ch 
 www.gfsbern.ch 


